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Sachgebiet 63 


Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Der Finanzplan des Bundes 1972 bis 1976 


I. Die Haushaltspolitik im Rahmen des Stabilisierungskonzepts 
der Bundesregierung 

1. Die wirtschaftliche Entwicklung in der Bundesrepublik Deutschland wird 
nach den verfügbaren Konjunkturindikatoren von einer weiteren Verstärkung 
der Auftriebskräfte geprägt sein. Um zu verhindern, daß dadurch die angestrebte 
Tendenzwende in der immer noch unbefriedigenden Preisentwicklung gefährdet 
wird, sind erhebliche Anstrengungen aller am Wirtschaftsprozeß Beteiligten zur 
Begrenzung des Nachfragenanstiegs erforderlich. 

Die Haushaltspolitik von Bund, Ländern und Gemeinden hat ihren Beitrag zu 
leisten, um die — im Jahreswirtschaftsbericht 1973 der Bundesregierung im 
einzelnen dargelegten und begründeten — wirtschaftspolitischen Ziele zu errei- 
chen. Es wäre jedoch verfehlt, der Ausgabeseite der öffentlichen Haushalte die 
Hauptlast der Stabilisierungsbemühungen aufzubürden, weil mit der Drosselung 
der öffentlichen Leistungsdarbietung die Gefahr kaum reparabler Schäden für 
die zukünftige wirtschaftliche und gesellschaftliche Entwicklung verbunden ist. 
Die Bundesregierung hat daher ihre haushaltspolitischen Beschlüsse im Rahmen 
eines auch die Einnahmeseite der öffentlichen Haushalte einschließenden, dabei 
jedoch sozial austarierten Stabilisierungsprogramms gefaßt. 


2. Auf dem Gebiet der Finanzpolitik wurde beschlossen: 
a) Begrenzung der Bundesausgaben 

Die für 1973 vorgesehenen Bundesausgaben wurden entsprechend dem Rahmen- 
beschluß der Bundesregierung vom 6. September 1972 auf 120,39 Mrd. DM 
begrenzt. Das entspricht einer Zuwachsrate gegenüber den tatsächlichen Aus- 
gaben des Vorjahres von 9,7 v. H. und gegenüber dem Vorjahressoll von 
10,5 v. H. Damit leistet der Bund seinen Beitrag zur Einhaltung der von der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften für die Haushalte von Bund und 
Ländern zusammen empfohlenen Steigerungsrate von IOV 2 v. H. Die Bundes- 
regierung erwartet von den Ländern, daß sie sich ebenfalls an dieser Rate, die 
dem angestrebten Wachstum des Bruttosozialprodukts entspricht, orientieren und 
die Gemeinden zu einem gleichgerichteten Verhalten veranlassen. 

In den Jahren 1974 bis 1976 liegt das vorgesehene Wachstum der Bundesaus- 
gaben mit jährlich 8,5 v. H. etwas über der voraussichtlichen Steigerungsrate 
des Bruttosozialprodukts. 
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b) Stabilitätsgerechte Finanzierung 

Eine stabilitätsgerechte Finanzierung der Bundesausgaben wird sichergestellt 
durch 

— Begrenzung der Nettokreditaufnahme im Jahre 1973 auf 3,8 Mrd. DM; der 
im vorangegangenen Finanzplan vorgesehene Kreditbedarf von 5,8 Mrd. DM 
für 1973 wurde damit den aktuellen konjunkturellen Erfordernissen angepaßt; 
in den Jahren 1974 und 1975 soll die Nettokreditaufnahme gegenüber dem 
vorangegangenen Finanzplan jeweils um 2,9 Mrd. DM vermindert werden; 

— Erhöhung der Mineralölsteuer auf Treib- und Schmierstoffe ab 1. Juli 1973 
um 5 Pf/Liter sowie Vorziehen von Zahlungsterminen bei der Mineralölsteuer 
und den Branntweinabgaben. 

c) Restriktiver Haushaltsvollzug 

— Durch eine verschärfte Regelung der vorläufigen Haushaltsführung werden 
bis zur Verabschiedung des Haushaltsplans 1973 — also etwa bis zur Jahres- 
mitte — die Ausgaben und das Eingehen von Verpflichtungen wirksam 
beschränkt. 

— * In Verhandlungen mit den Ländern wird die Bundesregierung anstreben, die 
Durchführung der Rahmenpläne bei den Gemeinschaftsaufgaben nach Arti- 
kel 91 a des Grundgesetzes zu strecken. 

— Die Subventionierung der Zuwendungsempfänger des Bundeshaushalts soll 
im Haushaltsvollzug um 5 v. H. vermindert werden. 

d) Stillegung konjunkturbedingter Mehreinnahmen 

Steuermehreinnahmen, die im Jahre 1973 gegenüber dem Haushaltssoll anfallen, 
werden, soweit sie nicht zum Ausgleich für neu auftretende, unabweisbare Mehr- 
belastungen benötigt werden, bei der Deutschen Bundesbank stillgelegt. 

e) Stabilitätsabgabe 

Vom 1. Juli 1973 bis 30. Juni 1974 werden 10 v. H. der Körperschaftsteuerschuld 
und der Einkommensteuerschuld bei Steuerpflichtigen mit einem Jahresein- 
kommen von über 100 000/200 000 DM als Stabilitätsabgabe erhoben und bei der 
Deutschen Bundesbank stillgelegt. 

f) Stabilitätsanleihe 

Ebenfalls bei der Deutschen Bundesbank stillgelegt wird das Aufkommen einer 
Stabilitätsanleihe mit einem Gesamtvolumen von bis zu 4 Mrd. DM. 

g) Reduzierung der Investitionszulagen 

Investitionszulagen mit regionalpolitischer Zielsetzung sowie für Wirtschafts- 
güter, die der Forschung und Entwicklung dienen, werden mit Wirkung vom 
17. Februar 1973 von 10 auf 7,5 v. H. herabgesetzt. 

h) Einschränkung der Sonderausgaben 

Schuldzinsen können ab 1. Januar 1974 bei der Berechnung der Einkommen- 
steuer nicht mehr als Sonderausgaben abgezogen werden. 

i) Aufhebungen der degressiven Abschreibung 

Die Absetzung für Abnutzung in fallenden Jahresbeträgen wird bei Gebäuden 
außerhalb des mit öffentlichen Mitteln geförderten Wohnungsbaus mit Wir- 
kung vom 17. Februar 1973 aufgehoben. 


Gemäß § 9 Abs. 2 Satz 2 des Gesetzes zur Förderung der Stabilität und des Wachstums der Wirtschaft vom 
8. Juni 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 582) zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 23. März 1973 
— 1/4 (V/2) — 501 00 — Fi 14/73 — 
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Von den Steuermehreinnahmen, die sich ab 1974 durch die unter g) bis i) auf- 
geführten Maßnahmen ergeben, führt über die Hälfte auch zu einer Verbesserung 
der Finanz ausstattung von Ländern und Gemeinden. 

3 . Für die Jahre nach 1973 sind folgende Gesamtausgaben des Bundes vor- 
gesehen: 

1974 = 130,6 Mrd. DM, 

1975 = 141,7 Mrd. DM, 

1976 = 153,8 Mrd. DM. 

Auch diese Beträge entsprechen dem Rahmenbeschluß der Bundesregierung vom 
September 1972. 

Auf der Basis der Ist- Ausgaben 1972 beträgt das durchschnittliche jährliche 
Ausgabenwachstum bis 1976 8,8 v. H. (vgl. Gesamtübersicht — Anlage 1 — ). 


II. Ausgabßseite 

4 . Als „Regierungsprogramm in Zahlen" spiegelt der Finanzplan die in der 
Regierungserklärung vom 18. Januar 1973 bekundete Entschlossenheit der Bun- 
desregierung wider, die in den letzten dreieinhalb Jahren begonnene Politik 
der gesellschaftlichen Reformen kontinuierlich fortzusetzen. Den in den voran- 
gegangenen Finanzplänen von der Bundesregierung gesetzten Aufgabenschwer- 
punkten ist daher auch im Finanzplan 1972 bis 1976 ein besonderer Rang ein- 
geräumt worden. 

Reformpolitik kann jedoch nicht nur an den für Reformvorhaben bereitgestellten 
finanziellen Mitteln gemessen werden. Die Schaffung einer besseren Lebens- 
qualität und gesellschaftspolitischer Fortschritt werden auch durch gesetzgebe- 
rische Maßnahmen oder andere Impulse bewirkt, die sich nicht in Geldansätzen 
im Haushalt oder Finanzplan niederschlagen. Der Finanzplan ist daher Spiegel- 
bild der von der Bundesregierung angestrebten schrittweisen Veränderung 
unserer staatlichen und gesellschaftlichen Wirklichkeit nur insoweit, als es zur 
Verwirklichung des Einsatzes finanzieller Mittel bedarf. 

5 . Unter den finanziell in besonderem Maße verstärkten Aufgaben ist in erster 
Linie der Bereich Bildung und Ausbildung , Wissenschaft und Forschung zu 
nennen, dem von der Bundesregierung auch künftig eine zentrale Bedeutung 
zugemessen wird. 

Die Ausgaben für Bildung und Ausbildung, Wissenschaft und Forschung [vgl. 
Tz. 4.01 bis 4.08 der Tabelle 3 1 )] entwickeln sich bis 1976 wie folgt: 

1972 1973 1974 1975 1976 

in Mrd. DM 


6,02 6,65 7,5 8,3 9,3. 

Dieser Bereich weist mit Steigerungen gegenüber dem jeweiligen Vorjahr von 

1973 1974 1975 1976 

in v. H. 

10,5 12,8 10,7 12,0 

wiederum über der Zunahme des Gesamthaushalts liegende Raten auf, obwohl 
die Ausgaben in den Jahren 1970 bis 1972 gegenüber den Ansätzen des Jahres 
1969 bereits mehr als verdoppelt wurden. Damit liegt der Anteil der für den 
Bereich Bildung und Ausbildung, Wissenschaft und Forschung bereitgestellten 
Bundesmittel am Gesamthaushalt, der im Jahre 1969 nur 3,1 v. H. betrug, in 
1973 bereits bei 5,5 v. H.; 1976 wird er 6,0 v. H. ausmachen. 


*) Hinweise auf (Tz.) in den nachfolgenden Ausführungen beziehen sich auf die Textziffern 
in der Tabelle 3. 
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Schwerpunktmäßig verteilen sich die Ausgaben auf die nachfolgenden Bereiche: 

— Im Bildungssektor liegt das Hauptgewicht der Finanzierungszuständigkeit 
des Bundes bei der Beteiligung am Bau von Hochschulen (vgl. Tz. 4.01). 

Nach Artikel 91 a des Grundgesetzes ist der Aus- und Neubau von Hoch- 
schulen eine Gemeinschaftsaufgabe von Bund und Ländern, für die eine 
gemeinsame Rahmenplanung vorzusehen ist. Am 7. Juli 1972 hat der Pla- 
nungsausschuß für den Hochschulbau den 2. Rahmenplan für die Jahre 1973 
bis 1976 beschlossen, der für 1973 eine Beteiligung des Bundes von 1 800 Mil- 
lionen DM und für die Jahre 1974 bis 1976 von jährlich 2 000 Millionen DM 
vorsieht. Im Finanzplan sind diese Beträge übernommen und zusätzlich in 1975 
um 100 Millionen DM und in 1976 um 200 Millionen DM auf gestockt worden. 
— Der Bund stellt ferner aufgrund gemeinsamer Richtlinien von Bund und 
Ländern Komplementärmittel für die Studentenwohnraumförderung zur Ver- 
fügung. 

Die Mittel für die auf Empfehlung des Wissenschaftsrates zur Konzentration 
der Forschungseinrichtungen innerhalb der Hochschulen geschaffenen Sonder- 
forschungsbereiche (interdisziplinäre Forschung) werden auf Grund eines Ver- 
waltungsabkommens zwischen Bund und Ländern vom Bund zu zwei Drittel 
aufgebracht. Der Finanzplan sieht dafür 1973 110 Millionen DM, ansteigend 
auf über 200 Millionen DM in 1976, vor. — Für die kommenden Jahre ist die 
Einführung des Fernstudiums im Medienverbund zu erwarten, das in enger 
Zusammenarbeit zwischen Ländern, Bund, Hochschulen und Rundfunkanstalten 
aufgebaut werden muß. Der voraussichtliche Kostenanteil des Bundes ist im 
Finanzplan berücksichtigt worden. 

— Im übrigen Bildungsbereich (vgl. Tz. 4,02) beteiligt sich der Bund auf Grund 
von Verwaltungsabkommen mit den Ländern nach Artikel 91 b des Grund- 
gesetzes vor allem an Vorhaben der Bildungsplanung. Gefördert werden For- 
schungsprogramme im Bereich des Bildungswesens, Versuchs- und Modell- 
einrichtungen sowie die Errichtung eines Informationssystems. Für diese 
Programme sowie für Maßnahmen auf dem Gebiet der Weiterbildung werden 
im Finanzplan erheblich ansteigende Beträge von 

1972 1973 1974 1975 1976 

in Millionen DM 

76,3 121,2 150 285 435 

bereitgestellt. 


— Ein wichtiger Teilaspekt für die Verwirklichung der Chancengleichheit im 
Bereich der Bildung ist die Ausbildungsförderung. Für Leistungen nach dem 
Bundesausbildungsförderungsgesetz (vgl. unter Tz. 4.03), die zu 65 v. H. vom 
Bund getragen werden, sind im Finanzplan vorgesehen: 

1973 1974 1975 1976 

in Millionen DM 

rd. 921 1 025 1 145 1 275. 

Die Bundesregierung ist sich bewußt, daß das System der individuellen Aus- 
bildungsförderung weiter ausgebaut werden muß. Sie wird deshalb den ge- 
setzgebenden Körperschaften den Entwurf einer Novelle zum Bundesaus- 
bildungsförderungsgesetz vorlegen, mit dem, neben der Beseitigung aufge- 
tretener Härten, die Berufsfachschüler und in der Bundesrepublik ansässige 
Ausländer in die Förderung ab 1. August 1974 einbezogen werden sollen. — 
Im Hochschulbereich wird die individuelle Ausbildungsförderung ergänzt 
durch die Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses nach dem 
Graduiertenförderungsgesetz . Die Kosten tragen Bund und Länder gemein- 
sam, Für die Beteiligung des Bundes sind im Finanzplan für 1973 66 Mil- 
lionen DM, ansteigend auf 120 Millionen DM in 1976, vorgesehen. 

— Bei den Ausgaben für die Forschung ist wegen der hohen Aufwendungen, 
die in diesem Bereich erforderlich sind, die Bildung von Prioritäten unum- 
gänglich. Im Vordergrund steht die Förderung solcher Forschungszweige, die 
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die Zukunft unserer Gesellschaft entscheidend mitbestimmen werden. Schwer- 
punkte sind — wobei die Einzelvorhaben daran zu messen sein werden, was 
sie zur Verbesserung der Lebensbedingungen beitragen — 

— technologische Forschung und Entwicklung, auch unter dem Gesichts- 
punkt neuer Techniken für Infrastruktur und Kommunikation, 

— Datenverarbeitung, 

— Kernforschung und Kerntechnik, 

— Weltraumforschung, 

— Grundlagenforschung durch die vom Bund gemeinsam mit den Ländern 
finanzierten Wissenschaftsorganisationen Deutsche Forschungsgemein- 
schaft und Max-Planck-Gesellschaft. 

Hierfür und für Ausgaben in sonstigen Forschungsbereichen (vgl. Tz. 3.06 
und 4.04 bis 4.08) stellt der Bund im Planungszeitraum 

1972 1973 1974 1975 1976 

in Mrd. DM 

rd. 3,67 4,07 4,5 4,9 5,5 

zur Verfügung. 


6 . Umweltschutz ist eine der Hauptaufgaben unserer modernen Gesellschaft. 
In der Lösung der Umweltprobleme sieht die Bundesregierung daher einen 
besonderen Schwerpunkt ihrer Arbeit. In ihrem Umweltprogramm hat die Bun- 
desregierung Grundsätze, Maßnahmen und Ziele festgelegt, die im Zusammen- 
wirken mit Ländern, Gemeinden, Industrie und nicht zuletzt dem Bürger Umwelt- 
planung und Umweltschutz in bestmöglichem Umfang verwirklichen helfen sol- 
len. Dabei wird von dem Grundsatz ausgegangen, daß die Kosten einer Umwelt- 
belastung derjenige zu tragen hat, der für ihre Entstehung verantwortlich ist 
(Verursacherprinzip). Bei den öffentlichen Aufwendungen im Bereich des Umwelt- 
schutzes stehen Investitionen für den Bau von Kläranlagen, Kanalisationen und 
Abfallbeseitigungsanlagen im Vordergrund, die grundsätzlich in den Aufgaben- 
bereich und die Finanzverantwortung der Länder und besonders der Gemein- 
den fallen. Diese müssen ihrerseits bemüht sein, die Kosten den eigentlichen 
Verursachern aufzuerlegen. Der Bund hat nach der verfassungsrechtlichen Auf- 
gaben- und Lastenverteilung neben seiner Gesetzgebungskompetenz nur in 
begrenztem Umfang Verwaltungs- und Finanzierungskompetenzen auf dem Ge- 
biet des Umweltschutzes. In erster Linie handelt es sich dabei um Forsdiungs- und 
Entwicklungsaufgaben. Daneben fördert der Bund im Rahmen der Gemeinschafts- 
aufgaben „Verbesserung der regionalen Wirts diaftsstruktur" und „Verbesserung 
der Agrarstruktur und des Küstenschutzes" Investitionsvorhaben auf dem Gebiet 
des Umweltschutzes und beteiligt sich mit Rücksicht auf internationale Ver- 
pflichtungen an einem Fünfjahresprogramm zur Sanierung des Rheins und des 
Bodensees. Für diese Maßnahmen (vgl. Tz. 5.07) sind im Planungszeitraum 

1972 1973 1974 1975 1976 

in Millionen DM 

123,4 208,1 280 300 340 

vorgesehen. 

7 . Im Bereich Raumordnung , Bauwesen und Städtebau setzt der Bund die 
Förderung des Wohnungsbaus nach dem langfristigen Wohnungsbauprogramm 
im bisher vorgesehenen Umfang fort. Die für das langfristige Wohnungsbau- 
programm und die übrigen Förderungsmaßnahmen — wie Flüchtlingswohnungs- 
bau, Wohnungsbau für alte Menschen, Wohnungsfürsorge für Verwaltungsange- 
hörige u. a. m. — kassenmäßig (für Zuschüsse, Darlehen und Schuldendienst) 
erforderlichen Mittel sind im Finanzplan (vgl. Tz. 5.08) mit jährlich rd. 1,5 Mrd. 
DM berücksichtigt. 

Durch das Städtebauförderungsgesetz ist es den Gemeinden ermöglicht worden, 
notwendige städtebauliche Sanierungs- und Entwicklungsvorhaben durchzu- 
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führen, an denen sich der Bund durch die Gewährung von Finanzhilfen beteiligt. 
Im Finanzplan sind dafür Bewilligungsrahmen von 

1973 1974 1975 1976 

in Millionen DM 

200 225 250 250 

vorgesehen. Einschließlich sonstiger Maßnahmen im Bereich der Städtebau- 
förderung führen diese Bewilligungsrahmen und die Erfüllung der in den Vor- 
jahren eingegangenen Verpflichtungen im Jahre 1973 kassenmäßig zu Aus- 
gaben von rd. 150 Millionen DM, ansteigend auf rd. 250 Millionen DM im Jahre 
1976 (vgl. Tz. 5.09). 


8. Der Aufbau eines modernen und leistungsfähigen Verkehrswesens muß 
im Bereich aller Verkehrsträger fortgesetzt werden, damit es den Anforderungen 
kommender Jahre gewachsen ist. Für die Weiterführung der bisher eingeleiteten 
Ausbau- und Modernisierungsmaßnahmen sind daher wiederum erhebliche Mit- 
tel im Finanzplan vorgesehen. Insgesamt werden für den Verkehrsbereich (vgl. 
Tz. 3. 10 bis 3.14) im Planungszeitraum 

1972 1973 1974 1975 1976 

in Mrd. DM 

16,65 17,05 17,8 18,4 19,0 

bereitgestellt. 

Die drängendsten Aufgaben sind derzeit die Lösung der Probleme des Nahver- 
kehrs, wobei dem öffentlichen Personennahverkehr der Vorrang vor dem Indi- 
vidualverkehr einzuräumen ist, und die Verbesserung der finanziellen Situation 
der Deutschen Bundesbahn. Beides bedarf des Einsatzes erheblicher finanzieller 
Mittel. Es sollen deshalb die Mineralölsteuer ab 1. Juli 1973 um 5 Pf je Liter 
Vergaserkraftstoff erhöht und die Verwendung des zweckgebundenen Anteils 
der Mineralölsteuereinnahmen auf andere verkehrspolitische Aufgaben ausge- 
dehnt werden. 

Die ungünstige Ertragslage der Deutschen Bundesbahn , die im wesentlichen 
durch die ständig wachsenden Kosten im Personalsektor verursacht wird, hat in 
den letzten Jahren trotz erheblicher Zuweisungen des Bundes zu immer höheren 
Verlusten geführt. Darum müssen alle Möglichkeiten zur Verbesserung des Be- 
triebsergebnisses genutzt werden. Der Bund wird die Bundesbahn deshalb außer 
durch erhöhte Zuweisungen zur Erhaltung der Liquidität und zum Ausgleich be- 
triebsfremder Lasten und strukturell bedingter überhöhter Versorgungsaufwen- 
dungen auch durch Investitionszuschüsse bei der Modernisierung des Strecken- 
netzes unterstützen. Einschließlich von Mitteln für die übernähme des Kapital- 
dienstes von Bahnanleihen sind für die Bundesbahn im Planungszeitraum Beträge 
von (vgl. unter Tz. 3.11) 

1972 1973 1974 1975 1976 

in Mrd. DM 

rd. 7,1 7,2 7,5 7,7 7,6 

vorgesehen. 

Jedoch werden selbst bei Ausschöpfung aller Rationalisierungsmöglichkeiten 
auch in Zukunft die Erträge die Kosten nicht voll decken können, da die Bun- 
desbahn, u. a. als einer der Hauptträger des öffentlichen Personennahverkehrs, 
im Interesse der Allgemeinheit in weiten Bereichen keine kostendeckenden 
Tarife einführen kann. Der Ausgleich dieser Verluste wird in Kauf zu nehmen 
sein, da der Schienenverkehr als besonders umweltfreundlicher und in Ver- 
dichtungsräumen entlastend wirkender Verkehrsträger unentbehrlich bleibt und 
an Bedeutung noch zunehmen wird. 

Die Ausgaben des Bundes für den Aus- und Neubau, die Unterhaltung und 
Instandsetzung der Bundesfernstraßen werden auch im Zeitraum bis 1976 weiter 
steigen. Die Zunahme wird sich jedoch als Folge der Neuregelung der Zweck- 
bindung des Mineralölsteueraufkommens gegenüber den hohen Steigerungen 
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der vergangenen Jahre verlangsamen. Demgegenüber werden die Aufwendungen 
für die Verbesserung der Verkehrsverhältnisse in den Gemeinden erheblich 
aufgestockt, da die Verkehrsprobleme in den Verdichtungsräumen vordringlich 
einer Lösung bedürfen. Zusammen sind für die Bundesfernstraßen und die Ver- 
besserung der Verkehrsverhältnisse in den Gemeinden im Finanzplan Mittel in 
Höhe von (vgl. Tz. 3.10) 

1972 1973 1974 1975 1976 

in Mrd. DM 

7,42 7,85 8,0 8,5 8,9 

vorgesehen. 


9 . Die Landwirtschaft soll ein gleichrangiger Teil unserer Volkswirtschaft 
werden. Die Bundesregierung wird daher ihre erfolgreiche Agrarpolitik kon- 
sequent fortsetzen. 

Am 1. Januar 1973 ist für die Gemeinschaftsaufgabe „ Verbesserung der Agrar- 
struktur und des Küstenschutzes" der erste Rahmenplan mit einem Gesamt- 
förderungsvolumen von knapp 2 Mrd. DM für 1973 in Kraft getreten. Davon 
entfallen auf den Bund 1,2 Mrd. DM. In den Folgejahren sind im Finanzplan 
wiederum Mittel in Höhe von 1,2 Mrd. DM bis 1,3 Mrd. DM jährlich für Maß- 
nahmen der Gemeinschaftsaufgabe vorgesehen. 

Bei funktionaler Aufgliederung entfallen von den Ausgaben des Bundes im 
Landwirtschaftsbereich jährlich 1,3 bis 1,4 Mrd. DM auf produktionsfördernde 
Maßnahmen (vgl. Tz. 3.01); hinzu kommen Mittel für wasserwirtschaftliche und 
kulturbautechnische Vorhaben (einschließlich Küstenschutz) — vgl. Tz. 3.02 — 
von rd. 300 bis 450 Millionen DM jährlich. 

Eine immer größere Bedeutung erhält die landwirtschaftliche Sozialpolitik, deren 
Ausbau und stärkere Betonung den Anpassungsprozeß der Landwirtschaft er- 
leichtert und soziale Härten vermeiden hilft. — In diesem Bereich sind in 1973 
erstmals Zuschüsse zur Zusatzversorgung für Arbeitnehmer in der Land- und 
Forstwirtschaft veranschlagt. Die Mittel für die Altershilfe der Landwirte und 
die L and ab gab er ent e nehmen wegen der Verbesserung der Leistungen ab 
1. Oktober 1972 und der Dynamisierung ab 1974 zu. Die ab 1. Oktober 1972 
eingeführte Krankenversicherung der Landwirte ist ab 1973 mit dem vollen 
Jahresbetrag der Bundeszuschüsse berücksichtigt. Außerdem ist für die land- 
wirtschaftliche Unfallversicherung wieder ein Bundeszuschuß von jährlich 
300 Millionen DM vorgesehen, da das im Vorjahr in Aussicht genommene Ge- 
meinlastverfahren nicht zu verwirklichen ist, — Insgesamt sind für den Bereich 
der landwirtschaftlichen Sozialpolitik (vgl, Tz. 1.02) im Finanzplan Beträge von 

1973 1974 1975 1976 

in Mrd. DM 

rd. 1,9 2,2 2,4 2,6 

gegenüber rund 0,9 Mrd. DM in 1972 vorgesehen. Der Anteil dieser Mittel 
an den Gesamtausgaben für die Landwirtschaft wird damit zunehmend größer 
und bereits 1976 mehr als die Hälfte ausmachen. 

Eine rückläufige Tendenz weisen dagegen die einkommensverbessernden Maß- 
nahmen (vgl. Tz. 3.03) auf. Von 1974 an sind die nach dem DM- Aufwertungsaus- 
gleichsgesetz bereitzustellenden Mittel — vorbehaltlich einer anderen Ent- 
scheidung des EG-Ministerrates — nicht mehr für den Direktausgleich, sondern 
nur noch für den mittelbaren Ausgleich in Form von Struktur- oder Sozial- 
maßnahmen zu verwenden. Die Entscheidung hierüber ist mit dem Ergebnis der 
1973 anstehenden Prüfung der Auswirkungen der Ausgleichsmaßnahmen auf 
die wirtschaftliche Lage der deutschen Landwirtschaft durch den EG-Minister- 
rat zu koordinieren. Aus diesem Grunde wurde von der Einstellung eines be- 
stimmten Betrages für den mittelbaren Ausgleich in den Finanzplan für die 
Jahre 1974 bis 1976 abgesehen. 


10. Die Agrarpolitik der Bundesregierung ist in enger Verbindung mit der 
allgemeinen Regionalpolitik zu sehen, die von Bund und Ländern gemeinsam 
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im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschafts- 
struktur" fortentwickelt wird. Im Finanzplan (vgl. Tz. 3.05) sind der nach dem 
Rahmenplan für die Gemeinschaftsaufgabe auf den Bund entfallende Finanzie- 
rungsanteil in Höhe von 266 Millionen DM jährlich sowie Mittel für besondere, 
auch weiterhin in die Zuständigkeit des Bundes fallende Aufgaben (wie Zonen- 
randförderung, Frachthilfen u. a. m.) berücksichtigt. 


11 . Im Bereich der sektoralen Strukturpolitik steht die Energiepolitik im Vor- 
dergrund. — Der Steinkohle ist als wichtigster inländischer Energiequelle ein 
angemessener Anteil in der Energieversorgung zu sichern. Der Anpassungs- und 
Gesundungsprozeß im Kohlebergbau (vgl. Tz. 3.07) wird auch künftig durch den 
Einsatz steigender finanzieller Mittel unterstützt. Zu den bisherigen Hilfen, die 
zum Teil erheblich aufgestockt werden, sind die Entlastung der Ruhrkohle AG 
von Tilgungsraten aus den Einbringungsverbindlichkeiten gegenüber den Mut- 
tergesellschaften und die Einräumung von Schuldbuchforderungen zugunsten 
der Ruhrkohle AG und der Saarbergwerke AG zur Verlustabdeckung getreten. 
— Im Bereich der übrigen Energieträger werden auch weiterhin zunehmende 
Mittel für die Nutzung der Kernenergie (vgl. Tz. 3.06) sowie die Fortführung 
der Programme zur Sicherung der deutschen Erdölversorgung und zur Roh- 
ölbevorratung (vgl. Tz. 3.08) bereitgestellt. 

12 . Der Stärkung der Inneren Sicherheit (vgl. unter Tz. 5.05) widmet die 
Bundesregierung auch künftig besondere Aufmerksamkeit. Im Anschluß an das 
im Jahre 1970 eingeleitete Sofortprogramm zur Modernisierung und Intensivie- 
rung der Verbrechensbekämpfung ist am 22. März 1972 das Schwerpunktpro- 
gramm „Innere Sicherheit" beschlossen worden. Für das Bundeskriminalamt, 
das Bundesamt für Verfassungsschutz, den Bundesgrenzschutz und die Beschaf- 
fungen für die Bereitschaftspolizeien der Länder sind darin erhebliche zusätz- 
liche Mittel vorgesehen, um die personelle und technische Ausstattung dieser 
Sicherheitsorgane zu verbessern. Diese Beträge sind im Finanzplan berück- 
sichtigt. 

13. ^ Der Präsenz und Kampfkraft der Bundeswehr als Grundlage unserer Sicher- 
heit im Rahmen der atlantischen Allianz und damit als Rückhalt für die Politik 
der Entspannung nach Osten mißt die Bundesregierung besondere Bedeutung bei. 
Schwerpunkte der Ausgaben für die militärische Verteidigung (vgl. Tz. 2.01 und 
2.02) sind der Personalsektor (einschließlich Versorgung, Unterhaltssicherung), 
die militärischen Beschaffungen, die Materialerhaltung und die Infrastruktur. 
Die Zahl der Soldaten wird — bedingt durch die Kürzung der Grundwehrdienst- 
zeit — 1973 vorübergehend auf rd. 477 500 absinken und ab 1974 wieder rd. 
495 000 betragen. Die Zivilbediensteten werden in diesen Jahren gleichbleibend 
rd. 174 000 zählen. Die auf Grund der Weißbücher 1970 und 1971/1972 in Angriff 
genommenen Reformen und die zur Verbesserung der Wehrstruktur (Wehr- 
gerechtigkeit) eingeleiteten Maßnahmen werden fortgesetzt. Die Vorschläge 
des 2. Berichts der Wehrstruktur-Kommission sind jedoch noch nicht berück- 
sichtigt. Ab 1973 sind erstmals Ausgaben zur Neuordnung der Ausbildung und 
Bildung (u. a. für den Aufbau von Hochschulen der Bundeswehr in Hamburg 
und München) eingeplant. Mit den Ausgaben für die militärischen Beschaffungen 
(einschließlich der zusätzlichen Mittel für das Europäische Verteidigungsver- 
stärkungsprogramm — EDIP) und für die Materialerhaltung können wichtige 
Waffensysteme modernisiert und Waffen und Geräte zur Sicherung der Einsatz- 
bereitschaft der Bundeswehr instand gehalten werden. 


14 . Wie in den Vorjahren bilden auch im Finanzplan 1972 bis 1976 die Aus- 
gaben im Sozialbereich (vgl. Tz. 1.01 bis 1.11) mit 

1972 1973 1974 1975 1976 

in Mrd. DM 

31,1 34,2 40,0 43,9 48,3 

den größten Ausgabenblock, wobei das Schwergewicht bei den Zuschüssen 
des Bundes an die Rentenversicherungen sowie den Aufwendungen für die Kriegs- 
opferversorgung und die Kriegsopferfürsorge liegt. 
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Die Zuschüsse des Bundes an die Rentenversicherungen der Arbeiter und Ange- 
stellten steigen entsprechend der „Allgemeinen Bemessungsgrundlage" (durch- 
schnittliches Bruttojahresarbeitsentgelt aller Versicherten im Mittel des drei- 
jährigen Zeitraums vor dem Kalenderjahr, das dem Eintritt des Versicherungs- 
falles vorausgegangen ist), die für jedes Jahr neu festgestellt wird. In 1973 ist 
der sich danach ergebende Bundeszuschuß im Wege einer zinslosen Stundung 
um 2,5 Mrd. DM herabgesetzt worden. Die gesicherte Finanzlage der gesetz- 
lichen Rentenversicherung rechtfertigt diesen Aufschub der Zahlung eines Teils 
der Bundeszuschüsse des Jahres 1973 bis zum Jahr 1981. Insgesamt sind im 
Finanzplan als Zuschüsse an die Rentenversicherungen der Arbeiter und Ange- 
stellten und an die knappschaftliche Rentenversicherung (vgl. Tz. 1.01) vorge- 
sehen 

1972 1973 1974 1975 1976 

in Mrd. DM 

12,87 12,95 17,4 19,5 21,5. 

Für die Kriegsopferversorgung und die Kriegsopferfürsorge (vgl. Tz. 1.06) wer- 
den im Planungszeitraum Bundesmittel in Höhe von 

1972 1973 1974 1975 1976 

in Mrd. DM 

8,1 9,0 9,8 10,9 12,0 

bereitgestellt. Die Versorgungsbezüge werden jährlich entsprechend den für 
die Anpassung der Bestandsrenten in der gesetzlichen Rentenversicherung gel- 
tenden Grundsätzen erhöht. Für 1973 ist diese Anpassung durch das Vierte Ge- 
setz über die Anpassung der Leistungen des Bundesversorgungsgesetzes vom 
24. Juli 1972 bereits erfolgt. Die durchschnittliche Verbesserung beträgt 9,5 v. H. 


15 . Die investiven Ausgaben des Bundes entwickeln sich im Finanzplan 1972 
bis 1976 wie folgt *) : 

1972 1973 1974 1975 1976 

in Mrd. DM 

19,1 20,0 20,9 22,4 23,4. 


Sie umfassen 

die Sachinvestitionen für eigene Vorhaben des Bundes und 
die Finanzierungshilfen für Investitionsvorhaben Dritter. 

Die Ausgaben für Sachinvestitionen (Baumaßnahmen, Beschaffungen und Grund- 
stückskäufe im nichtmilitärischen Bereich — vgl. im einzelnen Tabelle 4 unter 
II. 1. — ) betragen in den einzelnen Jahren des Planungszeitraums: 

1972 1973 1974 1975 1976 

in Mrd. DM 

rd. 6,0 6,1 6,4 6,9 7,0. 

Die Finanzierungshilfen zugunsten anderer Investoren setzen sich im wesent- 
lichen aus der Gewährung von Darlehen, Zuweisungen und Zuschüssen für 
Investitionen an den öffentlichen Bereich und an sonstige Bereiche zusammen-, 
dazu kommen der Erwerb von Beteiligungen und die Inanspruchnahme aus Ge- 
währleistungen, die jedoch betragsmäßig kaum ins Gewicht fallen — vgl. im 
einzelnen Tabelle 4 unter II. 2. 21 und 3. — Diese Finanzierungshilfen belaufen 
sich im Planungszeitraum auf 

1972 1973 1974 1975 1976 

in Mrd. DM 

13,1 13,9 14,5 15,5 16,4. 

*) In die Investitionsgüterindustrien (einschließlich Baugewerbe) fließen zusätzlich Bun- 
desmittel in Höhe von 9,0 Mrd. DM in 1972 ansteigend auf 11,9 Mrd. DM in 1976 für 
militärische Baumaßnahmen, Beschaffungen, Materialerhaltung sowie Wehrforschung 
und -entwicklung. Nach der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung zählen diese Aus- 
gaben nicht zum Investitionsbereich, sondern zum Staatsverbrauch. 
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Für den Planungszeitraum 1972 bis 1976 ergibt sich eine durchschnittliche Inve- 
stitionsquote (Anteil der investiven Ausgaben an den Gesamtausgaben) von 
16,1 v.H. 

Bei der Beurteilung dieser Zahl ist zu berücksichtigen, daß gemäß der Auf- 
gabenverteilung zwischen den staatlichen Ebenen der Großteil der Öffentlichen 
Investitionen von Ländern und Gemeinden durchgeführt wird und das Schwer- 
gewicht der Bundesaufgaben im Bereich der sozialen Sicherung und der Ver- 
teidigung liegt. 

16 . Entsprechend den Aufgabenbereichen, die der Bund gemäß der föderativen 
Struktur unseres Staates zu erfüllen hat, ergeben sich auch für die Investitions- 
ausgaben Schwerpunkte, die der Prioritätensetzung in der gesamten Ausgaben- 
gestaltung entsprechen: 



1972 

1973 

in 

1974 

Mrd. DM 

1975 

1976 

Bildung und Wissenschaft 

Für diesen Bereich sind Investi- 
tionsausgaben vorgesehen von . . 

2,45 

2,69 

3,01 

3,19 

3,49 

Der Hauptanteil entfällt auf die 
beiden Bereiche 






Ausbau und Neubau von Hoch- 
schulen 

(1,57) 

(1,80) 

(2,00) 

(2,10) 

(2,20) 

sowie 






Forschung außerhalb der Hoch- 
schulen 

(0,80) 

(0,77) 

(0,89) 

(0,94) 

(1,07) 

Verkehrswesen insgesamt 

7,75 

7,75 

8,06 

8,61 

9,04 


(einschließlich Deutsche Bundes- 
bahn) 


Dabei bilden den größten Anteil 
die Ausgaben für den Bundesfern- 
straßenbau und die Verbesserung 
der Verkehrsverhältnisse in den 
Gemeinden 

— Entwicklungshilfe 1,51 1,90 2,08 2,24 2,48 

(vor allem Kapitalhilfe) 

— Energie- und Wasserwirtschaft , 

Gewerbeförderung , Dienstleistun- 
gen 1,54 1,84 1,81 1,85 1,68 

(insbesondere Reaktorentwick- 

lung, Förderung der Luftfahrttech- 
nik, Sicherstellung der Rohölver- 
sorgung, regionale Wirtschafts- 
förderung) 


— Wohnungswesen, Raumordnung 
und kommunale Gemeinschafts- 


dienste 

(schwerpunktmäßig Darlehen an 
die Länder für Wohnungsbau) 

1,30 

1,46 

1,47 

1,49 

1,42 

— Ernährung, Landwirtschaft und 

Forsten 

(vorwiegend produktivitäts- und 
absatzfördernde Maßnahmen) 

0,83 

0,90 

0,84 

0,88 

0,87 

— Wohnungsbauprämien 

1,25 

1,47 

1,61 

1,84 

2,17 

— - Sonstige Aufgabenbereiche .... 

2,48 

2,03 

2,00 

2,19 

2,21 


(Allgemeine Verwaltung, Gesund- 
heit, Sportanlagenbau) 
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III. Einnahmeseite 

17 . Die vorgesehenen Bundesausgaben werden zum überwiegenden Teil mit 
laufenden Einnahmen, insbesondere Steuereinnahmen, finanziert. Als Steuerein- 
nahmen sind angesetzt: 



1972 

Entwurf 

1973 

1974 | 

Finanzplan 

1975 

1976 

in Mrd. DM 

Steuereinnahmen des Bun- 






des *) 






Bundesanteil an Lohnsteuer 






und veranlagte Einkorn- 






mensteuer 

31,35 

35,8 

40,2 

44,9 

50,2 

Bundesanteil an nichtver- 






anlagten Steuern vom Er- 






trag und Körperschaftsteuer 

5,34 

5,7 

6,2 

6,8 

7,4 

Bundes ante il an Umsatz- 






steuer und Einfuhrumsatz- 






steuer 

30,54 

32,9 

35,4 

37,1 

40,1 

Bundes ant eil an Gewerbe- 






steuerumlage 

2,93 

3,1 

3,3 

3,5 

3,8 

Zölle 

1,69 

1,1 

0,6 

0,1 

0,1 

Tabaksteuer 

7,83 

9,0 

9,4 

9,8 

10,1 

Branntweinmonopol 

2,87 

3,2 

3,4 

3,4 

3,5 

Mineralölsteuer 

14,23 

16,5 

18,2 

18,2 

18,9 

Sonstige Bundessteuern . . 

4,94 

5,4 

5,8 

6,2 

6,8 

Steuern insgesamt . . . 

101,70*) 

112,7 

122,4*) 

130,0 

140,9 


a) Lohnsteuer und veranlagte Einkommensteuer 

Als Bundesanteil sind in allen Jahren gletichbleibend 43 v. H. der geschätzten 
Einnahmen aus diesen beiden Steuern angesetzt. Grundlage der Schätzung des 
Aufkommens an Lohnsteuer und veranlagter Einkommensteuer ist die in der 
gesamtwirtschaftlichen Zielprojektion der Bundesregierung zum Ausdruck kom- 
mende Entwicklung der Bruttolohn- und -gehaltssumme (einschließlich Beamten- 
pensionen) und der Einkommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen. 

Die im Jahre 1976 erwarteten Einnahmen liegen etwa um rd. 60 v. H. über dem 
vorläufigen Ist 1972, während das zugrunde liegende Bruttosozialproduktwachs- 
tum in diesen Jahren nur rd. 40 v. H. beträgt. Damit steigt das Aufkommen aus 
der Lohnsteuer und der veranlagten Einkommensteuer wegen der im Einkom- 
mensteuertarif verankerten direkten und indirekten Progression stärker als das 
Bruttosozialprodukt. 

b) Körperschaftsteuer und nichtveranlagte Steuern vom Ertrag 

Der Anteil des Bundes beträgt 50 v. H. der geschätzten Einnahmen. Bei der 
Körperschaftsteuer und bei den nichtveranlagten Steuern vom Ertrag entfallen 
Progressionswirkungen. Die geschätzten Einnahmen 1976 steigen gegenüber 
1972 um gut 37 v. H., also etwas unterproportional zum angenommenen Brutto- 
sozialproduktwachstum. 


x ) Ergebnis des Arbeitskreises Steuerschätzung vom 27./28. Februar 1973 unter Berück- 
sichtigung der ab 1973 vorgesehenen Einnahmeverbesserungen (ohne Stabilitätsabgabe) 
2 ) Differenzen durch Runden der Zahlen 
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c) Umsatzsteuer und Einfuhrumsatzsteuer 

Als Bundesanteil werden für alle Jahre 65 v. H. unterstellt. Erstmals 1975 sind 
davon 1,1 Mrd. DM, 1976 1,2 Mrd. DM als eigene Einnahmen der Europäischen 
Gemeinschaften abgesetzt. Für die Einnahmeschätzung dieser beiden Steuern 
vom Umsatz dienen als Ausgangsgrößen die voraussichtliche Entwicklung der 
Bemessungsgrundlagen: privater Verbrauch, Investitionstätigkeit und Waren- 
einfuhr. 

Die Steuerausfälle wegen des degressiven Abbaues der Selbstverbrauchsteuer 
(Investitionsteuer) und die Absetzung des EG-Anteils bewirken, daß die Ein- 
nahmen des Bundes bei den Steuern vom Umsatz von 1972 bis 1976 nur um gut 
31 v. H. steigen werden. 

d) Gewerbesteuerumlage 

Als Bundesanteil sind 50 v. H. der geschätzten Einnahmen aus der Gewerbe- 
steuerumlage angesetzt. Die mittelfristige Schätzung lehnt sich eng an die Ab- 
leitung des Aufkommens aus der veranlagten Einkommensteuer und der Körper- 
schaftsteuer an. Die weiter steigende Tendenz der Hebesätze der Gewerbesteuer 
ist berücksichtigt. 

e) Zölle 

Bei der Schätzung der Zolleinnahmen wird von der erwarteten Entwicklung der 
zollpflichtigen Wareneinfuhren ausgegangen. Ausfälle, die dadurch entste- 
hen, daß im Rahmen der Europäischen Gemeinschaften einigen Entwicklungs- 
ländern Zollpräferenzen eingeräumt wurden, sind berücksichtigt. 

Seit 1. Januar 1971 sind stetig steigende Anteile der Zölle als eigene Einnahmen 
an die Europäischen Gemeinschaften abzuführen. Als Steuereinnahmen des 
Bundes sind deshalb nur die dem Bund verbleibenden Beträge angesetzt. 

f) Tabaksteuer 

Die Entwicklung des Absatzes von Tabakwaren verläuft unterproportional zu 
der des privaten Verbrauchs und des Bruttosozialprodukts. Die Aufkommens- 
steigerung ist in 1973 überproportional, da sich die Tabaksteuererhöhung vom 
1. September 1972 erstmals für ein volles Jahr auswirkt. 

g) Branntweinmonopol 

Auch das Aufkommen an Branntweinabgaben zeigt einen unterproportionalen 
Verlauf, der lediglich 1973 wegen der Verkürzung des Zahlungsaufschubs von 
5 auf 3 Monate durchbrochen wird. 

h) Mineralölsteuer 

Für die bei den Bundessteuern veranschlagten Mineralölsteuereinnahmen wird 
die Steigerungsrate für 1976 gegenüber 1972 auf knapp 33 v. H. geschätzt. Dabei 
sind die Erhöhung der Mineralölsteuer ab 1. Juli 1973, der Abbau der Steuer 
auf schwere Heizöle sowie der Wegfall der Mineralölsteuer auf Heizöle ab 
1. Januar 1975 berücksichtigt. 


18 . Das Wachstum der Steuereinnahmen des Bundes insgesamt wird 1976 
gegenüber 1972 auf knapp 39 v. H. geschätzt. Diese Zunahme entspricht etwa 
dem der Schätzung zugrunde liegenden Brutto'sozialproduktwachstum. Dagegen 
werden in diesem Zeitraum die Steuereinnahmen der Länder mit 46 v. H. und 
die der Gemeinden mit 45 v. H. überproportional zum Bruttosozialprodukt an- 
steigen. 

Der Anteil der Steuereinnahmen des Bundes an den gesamten Steuereinnahmen 
geht daher im Planungszeitraum stetig zurück: 

1972 1973 1974 1975 1976 

in v. H. 


51,7 51,3 51,0 50,3 50,1. 

Der Grund für diese Entwicklung liegt darin, daß zum einen die Europäischen 
Gemeinschaften wachsende Anteile an den Zolleinnahmen erhalten und zum 
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anderen der Bund an den unterproportional wachsenden Steuern vom Umsatz 
zu 65 v. H., an der überproportional wachsenden Lohn- und Einkommensteuer 
zu 43 v. H. beteiligt ist. 

19 . Die Finanzierungssalden des Bundes (Nettokreditaufnahme zuzüglich Münz- 
einnahmen) entwickeln sich im Planungszeitraum folgendermaßen: 


1972 

1973 

1974 

in Mrd. DM 

1975 

1976 

-3,83 

-4,1 

-4,6 

”5,8 

-6,8 


zum Vergleich: 




Finanzplan 

1971 bis 1975 

-5,05 -6,1 

-”7,5 

-8,7. 


Gegenüber dem bisherigen Finanzplan sieht der Bund somit eine merklich ge- 
ringere Inanspruchnahme des Kapitalmarktes vor. Damit wird auch von der 
Finanzierungsseite her der stabilisierende Effekt verstärkt. 

Geht man für den öffentlichen Gesamthaushalt (Gebietskörperschaften, LAF, 
ERP, öffa) von einem Ausgabewachstum von 10,5 v. H. im Jahre 1973 aus, so 
ergibt sich aus heutiger Sicht unter Berücksichtigung von rd. 1 Mrd. DM stillzu- 
legender Stabilitätsabgabe ein Finanzierungsdefizit von 13,5 Mrd. DM, das damit 
etwa gleich hoch wie 1972 ausf allen dürfte. 


IV. Finanzielle Auswirkungen der Steuerreformpläne der Bundesregierung 
und ihr Einfluß auf die Finanzplanung des Bundes 

20 . Die in den vorstehenden Abschnitten dargelegten Einnahme- und Aus- 
gaberahmen werden sich mit dem Inkrafttreten der Steuerreform än- 
dern. Zur Zeit lassen sich über die gesamten finanziellen Auswirkungen der 
Steuerreform noch keine abschließenden Angaben machen, da bei Abschluß 
dieses Berichts erst die Entwürfe des Ersten und Zweiten Steuerreformgesetzes 
Vorlagen (vgl. Drucksachen 7/78 und 7/79), in denen das allgemeine Abgaben- 
recht *) und die einheitswertabhängigen Steuern (einschl. Gewerbesteuer) 2 ) neu 
geregelt werden. Der Entwurf des wichtigen Dritten Steuerreformgesetzes, der 
die Reform der Einkommensbesteuerung sowie des Sparprämienrechts vorsieht, 
steht noch aus. 

Die Grundkonzeption der Steuerreform ist in den Eckwertbeschlüssen vom Juni 
und Oktober 1971 festgelegt worden. Dieses Steuerreformprogramm geht hin- 
sichtlich seiner finanzwirtschaftlichen Auswirkungen davon aus, daß ange- 
sichts der angespannten Haushaltslage bei Bund, Ländern und Gemeinden mit 
der Durchführung der Steuerreform für den öffentlichen Gesamthaushalt keine 
zusätzlichen Belastungen entstehen dürfen. Andererseits soll die Steuerreform 
aber auch nicht zu einer stärkeren Belastung der Gesamtheit der Steuerpflichti- 
gen führen. Trotz der angestrebten Belastungsneutralität im ganzen werden sich 
dennoch gewisse Verschiebungen zwischen den Haushalten von Bund, Ländern 
und Gemeinden ergeben, weil der finanzielle Ausgleich nicht schon inner- 
halb der Einnahme- bzw. Ausgabeseite der einzelnen Haushalte — vor allem 
nicht innerhalb der gleichen Steuerart — gefunden werden kann. Die Steuer- 
reform wird deshalb einen Ausgleich zwischen den Gebietskörperschaften er- 
fordern, über den aber erst nach Vorlage der endgültigen Steuerreformentwürfe 
entschieden werden kann. Nach dem gegenwärtigen Stand der Steuerreform 
können die Verschiebungen der Steuereinnahmen bei Inkrafttreten der Steuer- 
reform jetzt noch nicht im einzelnen beziffert werden. Bund und Länder haben 
seit Jahren die Auffassung vertreten, daß eine optimale Steuerpolitik und Auf- 
gabenerfüllung nicht an der Frage scheitern darf, welche Gebietskörperschaften 
Steuergläubiger oder Aufgabenträger sind. 

*) Das Erste Steuerreformgesetz hat grundsätzlich keine finanziellen Auswirkungen für 
die Gebietskörperschaften. 

2 ) Durch das Zweite Steuerreformgesetz ergeben sich nach den Wirtschaftstatbeständen 
von 1974 insgesamt Steuermehreinnahmen von rd. 1,1 Mrd. DM, die auf die Länder und 
Gemeinden entfallen; für den Bund treten durch die vorgesehene Entlastung bei der 
Gewerbesteuer Steuermindereinnahmen von rd. 50 Millionen DM ein. 
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Tabelle 1 
Stand: 17. Februar 1973 


Finanzplan 1972 bis 1976 
Gesamtübersicht 




— Finanzplan - 

- 



Ist 

1972 

Haus- 

halts- 

entwurf 

1973 

1974 

1975 

1976 


— in Milliarden DM — 

I. Ausgaben 






1. Gesamtausgaben 

1 09,76 >) 

120,39 

130,6 

141,7 

153,8 

2. Steigerungsraten in vH 

11,9*) 

9,7 

8,5 

8,5 

8,5 

(Durchschnittliche Steigerungsrate auf Basis 
Ist 1972 = 8,8 vH) 






II. Einnahmen 






1 . Steuereinnahmen 3 ) 

101,71 

112,70 

122,4 

130,0 

140,9 

2. Verwaltungseinnahmen 

4,22 

3,59 

3,6 

3,3 

3,4 

3. Münzeinnahmen 

0,80 

0,30 

0,3 

0,3 

0,3 

4. Nettokreditaufnahme 

3,03 

3,80 

4,3 

5,5 

6,5 

5. Offene Beträge 4 ) 

— 

— 

— 

2,6 5 ) 

2,7 5 ) 

6. Einnahmen insgesamt 

109,76 

120,39 

130,6 

141,7 

153,8 


9 einschließlich Saldo durchlaufender Mittel (28 Millionen DM) 

2 ) gegenüber Ist 1971 in Höhe von 98,07 Mrd. DM 

3 ) Ergebnis des Arbeitskreises Steuerschätzung vom 27./28. Februar 1973 unter Berücksichtigung der ab 1973 vorge- 
sehenen Einnahmeverbesserungen (ohne Stabilitätsabgabe) 

4 ) Die Schließung der offenen Beträge hängt zunächst von der weiteren Entwicklung des Steueraufkommens ab. 

5 ) unter Voraussetzung der Aufrechterhaltung der gegenwärtig geltenden Steuerverteilung zwischen Bund, Ländern 
und Gemeinden 
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Nachrichtlich: 

Eigene Einnahmen und Ausgaben der Europäischen Gemeinschaften (EG), 
soweit sie die Bundesrepublik betreffen 



Ist 

1972 

1973 

— in 

1974 

Milliarden 

1975 

DM — 

1976 

I. Eigene Einnahmen der EG 

2,14 

2,85 

3,4 

5,0 >) 

5,3 

davon 






Anteil an den Zöllen 

1,40 

2,09 

2,7 

3,2 

3,4 

Abschöpfungen (einschließlich Produktionsab- 
gabe, Lagerkostenausgleich Zucker und Dritt- 
landsgrenzausgleich) sowie Beitrittsländer-Preis- 
ausgleich 

0,74 

0,76 

0,7 

0,8 

0,7 

Anteil an der Mehrwertsteuer 

— 

— 

— 

1,1 

1,2 

II. EG-Marktordnungsausgaben und Ausgaben der 






EG für Nahrungsmittelhilfen 

1,72 

2,13 

2,2 

2,2 

2,2 


J ) Differenzen durch Rundung 


Tabelle 2 
Stand: 17. Februar 1973 


Kreditfinanzierungsübersicht 

Darstellung der Höhe der im Planungszeitraum vorgesehenen Einnahmen aus 
Krediten und der Tilgungen nach Höhe und Fristigkeit. Als Differenz beider 
Größen ergibt sich die zur Finanzierung der Ausgaben vorgesehene Nettokredit- 
aufnahme des Bundes. 




— 

Finanzplan 

__ 



Ist 

1972 

Haus- 

halts- 

entwurf 

1973 

1974 

1975 

1976 



— in Milliarden DM — 


1. Bruttokreditaufnahme 






a) Anschlußfinanzierung 

2,86 

3,50 

3,9 

5,4 

6,2 

b) neu 

3,03 

3,80 

4,3 

5,5 

6,5 

insgesamt . . . 

5,89 

7,30 

8,2 

10,9 

12,7 

2. Tilgungen 






a) längerfristige Kredite 

1,59 

1,92 

2,6 

3,7 

4,2 

b) kürzerfristige Kredite 

1,27 

1,58 

1,3 

1,7 

2,0 

3. Nettokreditaufnahme 

3,03 

3,80 

4,3 

5,5 

6,5 
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Tabelle 3 

Stand: 17. Februar 1973 


Ausgabebedarf nach Aufgabenbereichen 


Aufgliederung der Ausgaben des Bundes nach Funk- 
tionen, wie z. B. Soziale Sicherung, Verteidigung, 
Wirtschaftsförderung usw., in der Reihenfolge ihrer 
finanziellen Bedeutung. 

Die Abgrenzung und Gliederung der einzelnen Auf- 
gabengebiete entspricht nicht in allen Einzelheiten 
dem Funktionenplan zum Bundeshaushalt. Für die 
Zwecke des Finanzplans wurden die Aufgaben- 
bereiche teils in anderer Zuordnung (z, B. wird die 
Deutsche Bundesbahn nicht den Wirtschaftsunter- 
nehmen, sondern dem Verkehrsbereich zugeordnet), 
teils in tieferer Aufgliederung (z. B. „Leistungen des 
Bundes für Berlin") sowie teilweise in anderer 
Reihenfolge (z. B. trägt die Hauptfunktion „Soziale 
Sicherung" im Funktionenplan die Ziffer 2) darge- 
stellt, um das Zahlenmaterial zum Finanzplan aus- 
sagefähiger und transparenter zu machen. 

Das Aufgliederungsschema ist gegenüber dem 
Finanzplan 1971 bis 1975 in einigen Punkten ge- 
ändert. Aus Gründen des Sachzusammenhangs sind 
einige Aufgabenbereiche zusammengefaßt worden. 


Innerhalb der einzelnen Aufgabenbereiche ist außer- 
dem auf die gesonderte Ausweisung von kleineren 
und unbedeutenden Positionen verzichtet worden, 
um den Programmcharakter des Schemas zu ver- 
deutlichen. In den Endjahren des Planungszeitraums 
werden die vorgesehenen Mittel wie schon im 
Finanzplan 1971 bis 1975 nicht mehr in Beträgen bis 
zu 100 000 DM ausgewiesen, sondern in gerundeten 
Zahlen angegeben. 

Beim Vergleich der Ausgabenplafonds der Einzel- 
pläne mit gleichlautenden Textziffern (Tz.) der Ta- 
belle 3 ist zu berücksichtigen, daß ein Teil der in 
den Einzelplänen veranschlagten Mittel bei einer 
funktionalen Aufgliederung der Ausgaben anderen 
Aufgabenbereichen zuzuordnen ist. So ist z. B. stets 
das Kapitel 01 (Ministerium) der Einzelpläne der 
Ressorts in der Tz. 5.01 „Politische Führung und 
Zentrale Verwaltung" enthalten; die Wohnungsfür- 
sorge für Soldaten ist nicht der Tz. 2.01 „Deutsche 
Verteidigungsstreitkräfte", sondern der Tz. 5.08 
„Förderung des Wohnungsbaues" zugeordnet. 


18 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/370 


noch Tabelle 3 


Ausgabebedarf nach Aufgabenbereichen 



— Finanzplan — 


Ist Entwurf in „. AC . r7C . 1fV7C 

1972 1973 1974 1975 1976 


— in Millionen DM — 


1.01 Rentenversicherungen der Arbeiter und An- 12 866,5 12 950,6 17 410 19 500 21 550 

gestellten, Knapp schaf tliche Rentenversiche- 
rung 

Zuschüsse des Bundes an die Rentenversiche- 
rungen der Arbeiter und Angestellten; Bun- 
deszuschuß zur Deckung des Defizits der 
knappschaftlichen Rentenversicherung. 

Die Zahlung eines Teilbetrages der Bundes- 
zuschüsse an die Rentenversicherungen der 
Arbeiter und der Angestellten in Höhe von 
2,5 Mrd. DM für das Haushaltsjahr 1973 wird 
bis zum Haushaltsjahr 1981 auf geschoben. 


1.02 Landwirtschaftliche Sozialpolitik 938,1 1 861,0 2 175 2 415 2 640 

Altershilfe für Landwirte; Landabgaberente; 

Alterssicherung bei Landabgabe; Bundeszu- 
schüsse zur Krankenversicherung der Land- 
wirte; Freiwillige Leistungen des Bundes zur 
landwirtschaftlichen Unfallversicherung; Zu- 
schüsse zur Zusatzaltersversorgung von ehe- 
maligen land- und forstwirtschaftlichen Ar- 
beitnehmern. 


1.03 Kindergeld 3 197,7 3 240,0 3 240 3 225 3 225 

Die Kindergeldsätze betragen 25 DM für das 
zweite (nur bei Monatseinkommen bis 1250 
DM), 60 DM für das dritte und vierte Kind 
sowie 70 DM für fünfte und weitere Kinder. 

Eine Reform des Familienlastenausgleichs soll 
im Rahmen der Steuerreform erfolgen. 


1.04 Mutterschutz 149,2 156,0 155 155 155 

Pauschale Leistung des Bundes an die Träger 
der gesetzlichen Krankenversicherung in 
Höhe von 400 DM für jeden Entbindungsfall 
nach der RVO und Erstattung der Aufwendun- 
gen für Hausgehilfinnen und nicht versicherte 
Frauen nach dem Mutterschutzgesetz. 


1.05 Wohngeld . 600,6 600,0 600 600 600 

Das Wohngeld sieht die Gewährung eines 
Zuschusses zu den Wohnkosten vor (Wohn- 
geld), um im Rahmen der Einkommensverhält- 
nisse angemessenes und familiengerechtes 
Wohnen zu sichern. 
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noch: Tabelle 3 


noch Ausgabebedarf nach Aufgabenbereichen 


Ist 

1972 


— Finanzplan — 


Entwurf 

1973 


1974 


1975 


— in Millionen DM — 


1976 


Das Wohngeld wird von den Ländern ge- 
zahlt; die Aufwendungen hierfür werden 
ihnen vom Bund zur Hälfte erstattet. 


1.06 Kriegsopferversorgung, Kriegsopferfürsorge 


8 065,2 


8 973,9 


Kriegsopferrenten und sonstige Geldleistun- 
gen (z. B. Pflegezulage, Blindenzulage) auf 
Grund des Bundesversorgungsgesetzes (BVG) 
und der Gesetze, die das BVG für anwendbar 
erklären (z. B. Soldatenversorgungsgesetz, 
Häftlingshilfegesetz, Unterhaltsbeihilfenge- 
setz). 

Heil- und Krankenbehandlung: Die Versor- 
gungsberechtigten haben unter bestimmten 
Voraussetzungen einen gesetzlichen An- 
spruch auf Heil- und Krankenbehandlung als 
Sachleistung. 

Die Kriegsopferfürsorge (Berufsfürsorge, Er- 
ziehungsbeihilfen, ergänzende Hilfen zum Le- 
bensunterhalt, Erholungsfürsorge, Wohnungs- 
fürsorge und sonstige Hilfen) ist Teil der Ver- 
sorgung nach dem Bundesversorgungsgesetz. 
Kriegsopferfürsorge wird nur gewährt, soweit 
Empfänger nicht über ausreichende Mittel 
verfügen. 


9 845 10 915 11 955 


1.07 Wiedergutmachung und Rückerstattung 

Wiedergutmachung nationalsozialistischen 
Unrechts: Der Bund trägt 50 v. H. (in Berlin 
60 v. H.) der von den Ländern zu leisten- 
den Entschädigungsaufwendungen. Außerdem 
zahlt er Entschädigungen für Menschenver- 
suchsopfer und Nationalitätsgeschädigte und 
erbringt Leistungen zur Milderung von Här- 
ten. 

Rückerstattung: Gesetzliche Verpflichtung 

des Bundes zur Rückerstattung oder zum 
Schadenersatz für feststellbare Vermögens- 
gegenstände, die Verfolgten des NS-Regimes 
während der Gewaltherrschaft entzogen wor- 
den sind. 


1 366,5 


1 407,7 


1 515 1 425 1 420 


1.08 Lastenausgleich 

Der Bund zahlt an den Ausgleichsfonds Zu- 
schüsse zu einem Teil der Unterhaltshilfe- 
leistungen des Fonds, zum nicht gedeckten 


246,0 


350,0 


345 345 345 
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noch: Tabelle 3 


noch Ausgabebedarf nach Aufgabenbereichen 


Ist 

1972 


— Finanzplan — 


Entwurf 

1973 


1974 


1975 


— in Millionen DM — 


1976 


Teil der Aufwendungen des Fonds im Saar- 
land und zur Hauptentschädigung für Zonen- 
schäden in den Jahren 1973 bis 1982. Außer- 
dem verstärkt er die Mittel des Härtefonds 
für die Gewährung von Darlehen und Bei- 
hilfen an Flüchtlinge aus dem Gebiet der 
DDR und sonstige Geschädigte. 


1 .09 Arbeitsmarktpolitik und Arbeitsschutz 

Arbeitslosenhilfe: Nach dem Arbeitsförde- 
rungsgesetz (AFG) trägt der Bund grundsätz- 
lich die Kosten der Arbeitslosenhilfe. Seit 
1967 sind jedoch die Kosten der sogenannten 
„Anschlußarbeitslosenhilfe" durch das Finanz- 
planungsgesetz der Bundesanstalt für Arbeit 
übertragen worden. Das AFG hat diese Rege- 
lung bis zum Jahre 1975 begrenzt. Bis dahin 
trägt der Bund nur die Kosten für die „origi- 
näre" Arbeitslosenhilfe (d. h. Arbeitslosen- 
hilfe an Empfänger, die vorher keine Leistun- 
gen aus der Arbeitslosenversicherung bezo- 
gen haben). Ab 1976 wird der Bund wieder 
mit den gesamten Kosten für die Arbeits- 
losenhilfe belastet. 

Außerdem Mittel für Einrichtungen der beruf- 
lichen Bildung, beruflichen Rehabilitation, 
Förderung der Arbeitsaufnahme in Berlin, 
Anpassungsbeihilfen für von Stillegung und 
Betriebseinschränkungen betroffene Arbeit- 
nehmer im Montanbereich und für die Bun- 
desanstalt für Unfallforschung und Arbeits- 
schutz u. a. m. 


214,6 


158,4 


160 165 265 


1.10 Sparprämien und Wohnungsbauprämien 

davon 

Sparprämien 

Die Aufwendungen für die Prämien trägt 
der Bund 


2 282,6 3 123,0 

1 031,1 1 650,0 


3 460 4 120 5 045 

1 850 2 280 2 875 


Wohnungsbauprämien 

Die Aufwendungen tragen Bund und Län- 
der je zur Hälfte. 


1 251,5 


1 473,0 


1 610 1 840 2 170 


1.11 Sonstige Maßnahmen im Sozialbereich 


1 171,8 


1 381,1 


Förderung der Jugendhilfe und der Freien 
Wohlfahrtspflege, Maßnahmen für Behin- 


1 095 1 060 1 060 
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noch Tabelle 3 


noch Ausgabebedarf nach Aufgabenbereichen 




— : 

Finanzplan 

— 



Ist 

1972 

Entwurf 

1973 

1974 

1975 

1976 



— in Millionen DM — 


derte und die ältere Generation, Reise- und 
Aufenthaltsbeihilfen für Besucher aus der 
DDR, Ubergangshilfe für Kleinbetriebe nach 
dem Lohnfortzahlungsgesetz (auslaufend), 
Erstattung von Verwaltungskosten für die 
Durchführung des Lastenausgleichsgesetzes 
(auslaufend) und des Kindergeldgesetzes, Zu- 
schüsse zur gesetzlichen Unfallversicherung, 
soziale Kriegsfolgelasten u. a. m. 






2.01 Deutsche Verteidigungsstreitkräfte 

davon 

20 480,0 

22 125,5 

23 435 

24 430 

25 390 

Ausgaben für Personal , Versorgungsbezüge 
der Soldaten, Unterhaltssicherung 

7 920,6 

8 405,1 

8 920 

9 075 

9 290 

Militärische Anlagen 

1 006,8 

1 055,0 

1 130 

1 245 

1 205 

Militärische Beschaffungen und Materialer- 
haltung 

6911,1 

7 780,6 

8 165 

8 820 

9 505 

Entwicklung, Erprobung und Wehrforschung 

1 215,7 

1 243,0 

1 455 

1 370 

1 300 

Sonstiges 

3 425,8 

3 641,8 

3 765 

3 920 

4 090 

2.02 Bundeswehrverwaltung sowie Zivilpersonal 
bei den Kommandobehörden und Truppen 

Ausgaben für das zivile Personal, für den 
Geschäftsbedarf der Dienststellen, ihre Aus- 
stattung mit Kraftfahrzeugen, Maschinen und 
Geräten sowie Ausgaben für den Betrieb und 
die Erhaltung von Anlagen. 

4 126,3 

4 344,4 

4 375 

4 365 

4 365 

2.03 Verteidigungslasten im Zusammenhang mit 
dem Aufenthalt ausländischer Streitkräfte im 
Bundesgebiet und in Berlin 

Verteidigungsfolgekosten, die in unmittel- 
barem Zusammenhang mit dem Aufenthalt 
ausländischer Streitkräfte im Bundesgebiet 
entstehen (Aufwendungen für die Beschaffung 
von Grundstücken und Gebäuden, für Schä- 
den, Bewirtschaftung u. a. m.). 

Besatzungskosten und Auftragsausgaben so- 
wie Besatzungsfolgekosten für die in Berlin 
stationierten ausländischen Streitkräfte (Auf- 
wendungen für Arbeitskräfte, Unterbringung, 
Versorgung, Baumaßnahmen u. a. m.). 

748,8 

838,5 

840 

865 

880 

2.04 Zivile Verteidigung 

Aufwendungen für die zivile Verteidigung 
auf der Grundlage der Zivilschutz- und Not- 

504,3 

537,7 

550 

555 

570 
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noch Tabelle 3 


noch Ausgabebedarf nach Aufgabenbereichen 


Ist 

1972 


— Finanzplan — 


Entwurf 

1973 


1974 


1975 


— in Millionen DM — 


1976 


Standsgesetze (Warn- und Alarmdienst, Kata- 
strophenschutz, Schutzraumbau, Maßnahmen 
zur Sicherstellung der Ernährung, der Was- 
ser-, Elektrizitäts- und Gasversorgung, der 
ärztlichen Versorgung und des Verkehrs- und 
Nachrichtenwesens u. a. m.). 


3.01 Produktivitätsfördernde Maßnahmen im Be- 
reich der Landwirtschaft (insbesondere im 
Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbes- 
serung der Agrarstruktur und des Küsten- 
schutzes") 


1 298,3 


1 432,5 


1 320 1 350 1 305 


davon 


Einzelbetriebliche Förderung 

Investitionshilfen für entwicklungsfähige 
Betriebe; ländliche Siedlung; Investitions- 
hilfen für Überbrückungsmaßnahmen an In- 
haber von nicht entwicklungsfähigen Be- 
trieben bis zum Erreichen des Rentenalters 
sowie an Betriebe, die sich von Haupt- auf 
Nebenerwerb umstellen. 


328,7 


357,5 


365 395 395 


Überbetriebliche Förderung 

Flurbereinigung ; freiwilliger Landtausch ; 
Investitionshilfen für Leistungsprüfungen 
in der pflanzlichen und tierischen Erzeu- 
gung; waldbauliche und sonstige forstliche 
Maßnahmen; Verbesserung der Markt- 
struktur; Förderung von Zusammenschlüs- 
sen land- und forstwirtschaftlicher Erzeuger. 


534,3 


592,4 


Sonstiges 

Agrarstrukturelle Vorplanung; Landarbei- 
terwohnungsbau; Zinsverbilligung (Abwick- 
lung der Aktionen bis 1972); Förderung der 
Hochsee- und Küstenfischerei u. a. m. 


435,3 


482,6 


535 575 575 


420 380 335 


3.02 Wasserwirtschaft und Kulturbau, Küsten- 
schutz 


407,8 


447,5 


Wasserwirtschaftliche und kulturbaute ch- 
nische Maßnahmen, insbesondere Hoch- 
wasserschutz, Be- und Entwässerung, länd- 
liche zentrale Wasserversorgung und Ab- 
wasserbeseitigung. 

Verbesserung der Küstenschutzanlagen 
(Deiche, Deichverteidigungswege, Schleusen, 
Siele, Sperrwerke und Buhnen). 


385 390 315 
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noch: Tabelle 3 


noch Ausgabebedarf nach Aufgabenbereichen 


Ist 

1972 


— Fmanzplan — 


Entwurf 

1973 


1974 


1975 


— in Millionen DM — 


1976 


3.03 Einkommensverbessernde Maßnahmen im Be- 
reich der Landwirtschaft 


1 646 f 7 


1 378,2 


davon 

Aufwertungsausgleich 

Die der deutschen Landwirtschaft infolge 
der DM- Auf Wertung im Jahre 1969 ent- 
stehenden Einkommensverluste werden — 
neben einer Änderung des Umsatzsteuer- 
gesetzes zugunsten der Landwirtschaft — 
durch Ausgleichszahlungen aus dem Bun- 
deshaushalt ausgeglichen. Vorgesehen sind 
unmittelbare Ausgleichsleistungen von 810 
Millionen DM in 1972 und 700 Millionen 
DM in 1973. 

Gasölverbilligung 

Verbilligung des von der Landwirtschaft 
verwendeten Gasöls 

Sonstiges , insbesondere Marktordnungsaus- 
gaben 

Kosten der Bevorratung (ohne Maßnahmen 
der zivilen Verteidigung), Verwaltungs- 
kosten der Einfuhr- und Vorratsstellen, 
Frachthilfe für Getreide, Ausfuhrerstattun- 
gen für Zuchtvieh u. a. m. Die ab 1. 1. 1971 
vom Europäischen Ausrichtungs- und Ga- 
rantiefonds für die Landwirtschaft unmittel- 
bar zu finanzierenden EG-Marktordnungs- 
ausgaben werden nicht mehr im Bundes- 
haushalt veranschlagt. 

Außerdem Aufwertungsausgleich für Fi- 
nanzierungslücken bei EAGFL-Vorhaben 
u. a. m. 


800,2 


700,0 


469,7 480,0 


376,8 189,2 


665 665 665 


- 1 ) - 1 ) '*) 


480 480 480 


185 185 185 


3.04 Sonstige Maßnahmen im Bereich der Land- 
wirtschaft 

Absatzförderung und Aufklärung, Fischerei, 
Beiträge an internationale Organisationen, 
Erhebungen und Untersuchungen, Informa- 
tions- und Lehrveranstaltungen, Modellvor- 
haben; Zuweisungen nach dem Gesetz für 
Naturschutz und Landschaftspflege (ab 1974) 
u. a. m. 


*) In 1974 bis 1976 noch kein Ansatz für strukturelle und 
sozialpolitische Folgemaßnahmen im Zusammenhang 
mit dem Aufwertungsausgleich. 


108,9 


91,6 


95 90 85 
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noch: Tabelle 3 


noch Ausgabebedarf nach Aufgabenbereichen 


Ist 

1972 


— Finanzplan 


Entwurf 

1973 


1974 


1975 


— in Millionen DM — 


1976 


3.05 Regionale Förderungsmaßnahmen 


520 r 0 


483 f 5 


Maßnahmen im Rahmen der Gemeinschafts- 
aufgabe „Verbesserung der regionalen Wirt- 
schaf ts Struktur 11 r Abwicklung der bisherigen 
Regionalprogramme und besondere Förde- 
rungsmaßnahmen im Zonenrandgebiet. 


460 455 450 


3.06 Kerntechnik 


556 f 9 


575 r 8 


Förderung der Reaktorentwicklung und des 
Brennstoffkreislaufs (Uranversorgung, Uran- 
anreidierung, Wiederaufarbeitung usw.) f der 
Reaktorsicherheit, der Isotopen- und Strahlen- 
technik sowie der nuklearen Meßtechnik und 
Datenverarbeitung. 


555 605 620 


3.07 Bergbau 

Insbesondere Maßnahmen zur Rationalisie- 
rung und Konzentration im Kohlebereidi (In- 
vestitionshilfe, Stillegungsprogramm, Anpas- 
sungsgeld für Arbeitnehmer) und zur Absatz- 
förderung (Förderung des Steinkohlenein- 
satzes in Kraftwerken und Zuschüsse zum 
Bau und Betrieb neuer Steinkohlenkraft- 
werke). 


480 f 5 


702,0 


775 755 700 


3.08 Erdölversorgung und Rohölbevorratung 


87,5 


220,0 


Sicherung der deutschen Erdölversorgung 
durch Gewährung von Darlehen oder Zu- 
schüssen für Erdölsuche oder Kauf von Erd- 
ölquellen im Ausland. 

Anlage einer Bundesrohölreserve für 25 
Tage (zusätzlich zu den Pflichtvorräten der 
Mineralölgesellschaften) . 


3.09 Sonstige Maßnahmen 

zur Wirtsdiaftsförderung 

Finanzhilfe zur Entwicklung und zum Bau 
moderner Zivilflugzeuge? Zuschüsse an Werf- 
ten zur Förderung des Schiffsexports? Inan- 
spruchnahme aus Bürgschaften, die der Bund 
für Ausfuhraufträge und für private Entwick- 
lungshilfe der deutschen Wirtschaft übernom- 
men hat u. a. m. 


560,1 


702,8 


250 230 95 


725 830 830 
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noch Tabelle 3 


noch Ausgabebedarf nach Aufgabenbereichen 



— Finanzplan — 


1972 En i973 rf 1974 1975 1976 


— in Millionen DM — 


3.10 Bundesautobahnen und Bundesstraßen, Ver- 7 423,2 7 850,0 8 035 8 505 8 925 

besserung der Verkehrsverhältnisse in den 
Gemeinden 

Aus- und Neubau, Unterhaltung und In- 
standsetzung der Bundesfernstraßen; Schul- 
dendienst für Kredite, die die Deutsche Ge- 
sellschaft für öffentliche Arbeiten AG (öffa) 
für den Bau von Bundesfernstraßen aufge- 
nommen hat; Zuschüsse und Darlehen an 
fremde Baulastträger für den Ausbau von 
Ortsdurchfahrten und Zubringerstraßen; 

Kommunaler Straßenbau; Verkehrswege des 
öffentlichen Personennahverkehrs (Straßen- 
bahnen, Hoch- und Untergrundbahnen usw.) 
einschließlich der Deutschen Bundesbahn in 
Verdichtungsräumen; Betriebsbeihilfe zur 
Verbilligung von Gasöl im öffentlichen Per- 
sonennahverkehr u. a. m. 


3.11 Schienenverkehr 7 137,1 7 246,8 7 580 7 735 7 675 

Zuweisungen an die Deutsche Bundesbahn 
einschließlich Zuschüsse zum Ausgleich be- 
triebsfremder Lasten und strukturell beding- 
ter überhöhter Versorgungslasten, Investi- 
tionszuschüsse zur Kapitalaufstockung, Ka- 
pitaldienst für Bundesbahnanleihen. 

Errichtung einer Versuchsanlage für Ver- 
kehrstechniken (Hochleistungsschnellbahn) . 

3.12 Wasserstraßen und Häfen, Förderung der 917,0 933,7 1 115 1 175 1 225 

Schiffahrt 

Aus-, Neubau und Unterhaltung der Was- 
serstraßen, Neubauhilfen für Handelsschiffe 
(Seeschiffahrt) einschließlich Tankerneubau- 
ten u. a. m. 


3.13 Luftfahrt 497,5 544,8 630 655 700 

Darlehen, Investitionszuschüsse und Beteili- 
gungen an Flughafengesellschaften zur För- 
derung des Ausbaus von Flughäfen; Beteili- 
gung am Grundkapital der Deutschen Luft- 
hansa AG; Flugsicherung; Förderung des 
Luftreiseverkehrs mit Berlin u. a. m. 
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noch Ausgabebedarf nach Aufgabenbereichen 


Ist 

1972 


— Finanzplan — 


Entwurf 

1973 


1974 


1975 


— in Millionen DM — 


1976 


3.14 Sonstige Maßnahmen im Bereich 
des Verkehrswesens 

Betriebsbeihilfe zur Verbilligung von Gasöl 
beim Betrieb schienengebundener Fahrzeuge; 
Jahrespauschale an die DDR zur Abgeltung 
von Gebühren im Transitverkehr nach Berlin; 
Förderung des kombinierten Verkehrs und 
Gleisanschlußverkehrs (1972 in Übereinstim- 
mung mit einer Auflage der EG auslaufend) 
u. a. m. 


676,5 


476,2 


480 480 470 


3.15 Wetterdienst 

Personal-, Verwaltungs- und Investitionsaus- 
gaben der Anstalt „Deutscher Wetterdienst" 
in Offenbach/Main. 


83,5 


95,0 


110 120 115 


3.16 Deutsche Welle und Deutschlandfunk 

Der Bund gewährt der Deutschen Welle und 
dem Deutsdilandfunk eine Kassenhilfe. Der 
Deutschlandfunk erhält ferner jährlich einen 
festen Zuschuß aus dem Gebührenaufkommen 
der Landesrundfunkanstalten. Für die Deut- 
sche Welle und den Deutschlandfunk soll 
1974 ein Funkhausneubau begonnen werden. 


132,0 


158,0 


220 230 250 


4.01 Hochschulen 

Aus- und Neubau von Hochschulen (Gemein- 
schaftsaufgabe nach Art. 91 a GG); Sonder- 
forschungsbereiche an den Hochschulen; Fern- 
studium u. a. m. 


1 658,7 


1 916,0 


2 170 2 320 2 490 


4.02 Bildungswesen (ohne Hochschulen) 


76,3 


121,2 


Förderung von Versuchs- und Modelleinrich- 
tungen und -Programmen im Bereich des Bil- 
dungswesens; Förderung der Forschung im 
Bereich des Bildungswesens; Förderung der 
Information im Bereich des Bildungs wesens; 
Maßnahmen auf dem Gebiet der Weiterbil- 
dung u. a. m. 


4.03 Ausbildungsförderung 


1 169,5 


1 118,0 


Ausbildungsförderung nach dem Bundesaus- 
bildungsförderungsgesetz (die Leistungen 
werden zu 65 v. H. vom Bund getragen) ; Pro- 
motions- und Graduiertenförderung; Studen- 
tenwohnraumförderung u. a. m. 


150 285 435 


1 225 1 370 1 525 
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Ist 

1972 


— Finanzplan — 


Entwurf 

1973 


1974 


1975 


— in Millionen DM — 


1976 


4.04 Kernforschung 

Förderung der Erforschung der Kernenergie 
an wissenschaftlichen Instituten und Einrich- 
tungen; Finanzierung der nationalen Kern- 
forschungszentren und -einrichtungen, auch 
für kerntechnische Aufgaben; Ausgaben für 
die internationale Zusammenarbeit im Be- 
reich Kernforschung. 


765 f 5 


761,6 


805 840 865 


4.05 Weltraumforschung 

Entwicklung und Bau von Forschungssatel- 
liten, Anwendungssatelliten und Raumson- 
den; Beiträge an internationale Einrichtungen 
und Organisationen; Förderung nationaler 
Einrichtungen. 


550,7 


606,5 


660 685 710 


4.06 Datenverarbeitung 

Erschließung neuartiger Anwendungen; För- 
derung der Datenverarbeitung in Forschung 
und Lehre an den Hochschulen; Förderung 
forschungs- und zukunftsbezogener Entwick- 
lungen im industriellen Bereich. 


328,9 


398,3 


490 545 710 


4.07 Technologische Forschung und Entwicklung 

Forschung und Entwicklung zur Leistungs- 
steigerung in ausgewählten Schlüsselberei- 
chen der Industrie; Förderung von Forschung, 
Entwicklung und industrieller Technik für 
Infrastrukturaufgaben, zur Verbesserung der 
Lebensbedingungen und Aufgaben des Ge- 
sundheitswesens (biologische und medizini- 
sche Forschung); Meeresforschung, Meeres- 
technik und Meerwasserentsalzung. 


289,9 


442,5 


560 700 840 


4.Ö8 Sonstiges im Bereich Bildung, Wissenschaft 
und Forschung sowie Kulturangelegenheiten 


1 178,7 


1 287,6 


Zentrale Wissenschaftsorganisationen (Deut- 
sche Forschungsgemeinschaft, Max-Planck- 
Gesellschaft); Einrichtungen der wissenschaft- 
lichen Forschung und Ausbildung außerhalb 
der Hochschulen; Dokumentation und Infor- 
mation; Forschung in den Bereichen Wirt- 
schaft, Verkehr, Landwirtschaft, Gesundheit, 
Bauwesen, Raum- und Städteplanung; beruf- 
liche Bildung; politische Bildung; kulturelle 
Maßnahmen u. a. m. 


1 405 1 545 1 725 
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Entwurf 

1973 


1974 


1975 


— in Millionen DM — 


1976 


5.01 Politische Führung und zentrale Verwaltung 


3 206,9 


3 346,6 


Personal- und sächliche Verwaltungsausgaben 
sowie Ausgaben für Errichtung, Einrichtung 
und Erhaltung von Dienstgebäuden und für 
sonstige Investitionen von Bundestag, Bun- 
desrat und obersten Bundesbehörden (Bun- 
despräsidialamt, Bundeskanzleramt, Bundes- 
ministerien, Bundesrechnungshof) sowie der 
Bundesfinanzverwaltung. Außerdem Mittel 
für die Öffentlichkeitsarbeit, den statischen 
Dienst, den zivilen Ersatzdienst u. a. m. 


3 370 3 520 3 565 


5.02 Auswärtige Angelegenheiten 


1 148,5 


1 157,3 


Auslandsvertretungen, internationale Bei- 
träge, kulturelle Angelegenheiten im Aus- 
land und Auslandsschulwesen, Devisenaus- 
gleich, humanitäre Hilfsmaßnahmen, NATO- 
Verteidigungs- und Ausrüstungshilfe. 


1 340 1 265 1 140 


5.03 Europäische Gemeinschaften 


1 433,0 


1 928,3 


Beitrag zum Haushalt der EG (wird schritt- 
weise und ab 1975 vollständig durch eigene 
Einnahmen der EG ersetzt), Beiträge für die 
Ergänzungsprogramme im Rahmen der Aus- 
gaben der EG für Forschung und Investitio- 
nen, Beiträge zum Europäischen Ausrichtungs- 
und Garantiefonds zur Abwicklung des Rück- 
vergütungsverfahrens, Erhöhung des Kapi- 
talanteils an der Europäischen Investitions- 
bank. 


1 440 190 190 


5.04 Entwicklungshilfe *) 


2 249,1 


2 768,7 


Kapitalhilfe, Technische Hilfe, Multilaterale 
Hilfe. 


3 025 3 240 3 610 


5.05 öffentliche Sicherheit (einschließlich Bundes- 
grenzschutz), Rechtsschutz 

Bundesgrenzschutz, Bundeskriminalamt, Be- 
schaffungen für die Bereitschaftspolizeien der 
Länder, Bundesverfassungsgericht, oberste 
Gerichtshöfe des Bundes u. a. m. 


665,9 


853,6 


860 860 860 


*) Ansätze vorbehaltlich einer Kabinettentscheidung über 
die künftige Entwicklungshilfepolitik 
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Ist 
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Entwurf 
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— in Millionen DM — 


1976 


5.06 Gesundheitswesen, Sport und Erholung 

davon 

Gesundheitswesen 

Krankenhausfinanzierung, gesundheitliche 
Aufklärung der Bevölkerung, Maßnahmen 
gegen den Drogen- und Rauschmittelmiß- 
brauch, Förderung überregionaler Einrich- 
tungen der medizinischen Prävention und 
Rehabilitation, Beitrag zur Weltgesund- 
heitsorganisation u. a. m. 

Sport und Erholung 

Zentrale Maßnahmen auf dem Gebiet des 
Sports, Bundesinstitut für Sportwissen- 
schaft, Spitzenfinanzierung des Baues von 
Turn- und Sportstätten, Ausbau von Fuß- 
ballstadien zur Weltmeisterschaft 1974, Bau 
von Sportanlagen und Einrichtungen für 
die Olympiade 1972 (Restbetrag). 


722,4 227,0 

113,3 117,8 


609,1 


109,2 


285 380 500 

225 320 435 


60 60 65 


5.07 Umweltschutz 

Die Aufwendungen betreffen den Geschäfts- 
bereich des für den Umweltschutz federfüh- 
renden Bundesministers des Innern und be- 
ziehen sich insbesondere auf Forschungs- und 
Entwicklungsvorhaben, die Errichtung eines 
Bundesamtes für Umweltfragen als zentrale 
Einrichtung sowie auf Maßnahmen zur Rhein- 
und Bodenseesanierung. 

In anderen Aufgabenbereichen sind für um- 
weltwirksame Maßnahmen, insbesondere im 
Forschungs- und Entwicklungssektor sowie im 
Rahmen der Verbesserung der regionalen 
Wirtschafts- und Agrarstruktur und des Kü- 
stenschutzes, folgende Beträge vorgesehen: 


37,6 


85,8 


92,6 


115,5 


105 110 140 


175 190 200 


Insgesamt betragen damit die Aufwendungen 
für den Umweltschutz: 


123,4 


208,1 


280 300 340 


5.08 Förderung des Wohnungsbaues 

Langfristiges Wohnungsbauprogramm, son- 
stiger sozialer Wohnungsbau, Flüchtlings- 
wohnungsbau, Wohnungsfürsorge für Ver- 
waltungsangehörige des Bundes einschließ- 
lich Bundeswehr u. a. m. 


1 403,9 


1 550,2 


1 480 1 490 1 450 
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— 
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— 


' 

Ist 

1972 

Entwurf 
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1974 

1975 

1976 



— in ! 

Millionen DM — 


5.09 Förderung des Städtebaues 

Darlehen und Zuschüsse für städtebauliche 
Sanierungs- und Entwicklungsvorhaben; Stu- 
dien- und Modellvorhaben für die Sanierung, 
Erneuerung und Entwicklung von Städten und 
Dörfern u. a. m. 

52,0 

154,0 

175 

225 

245 

5.10 Leistungen des Bundes für Berlin 

Bundeszuschuß zum Berliner Haushalt, Dar- 
lehen für den U-Bahnbau und für Investitio- 
nen der Stadtentwässerung u. a. m. 

4 025,1 

4 460,9 

4 775 

5 195 

5 655 

5.11 Schulden 

Zinsen für in früheren Jahren auf genommene 
Kredite und im Planungszeitraum vorgese- 
hene Kreditaufnahme, Zinsen für Ausgleichs- 
forderungen im Zusammenhang mit der Wäh- 
rungsreform u. a. m. 

2 988,6 

3 547,3 

3 970 

4 495 

5 110 

5.12 Versorgung 

Mittel für die Versorgung der Beamten und 
Richter des Bundes sowie ihrer Hinterblie- 
benen, für die Versorgung der Personen, 
deren Versorgungsansprüche auf Grund des 

2. Überleitungsgesetzes vom Bund zu erfüllen 
sind, sowie für die Versorgung von Personen, 
die unter das Gesetz zu Artikel 131 GG fallen. 

4 751,9 

4 855,1 

4 870 

4 890 

4 915 

5.13 Verstärkungsmittel im Personalsektor 

— 

1 791,0 

3 420 

5 250 

7 260 

5.14 Sonstige Bereiche 

Wirtschaftsunternehmen des Bundes (ohne 
Verkehrsunternehmen), Allgemeines Grund- 
und Kapitalvermögen, Zins- und Tilgungs- 
beträge für von der Deutschen Bundespost 
aufgenommene Anleihen, Förderung kommu- 
naler Vorhaben im Raum Bonn, Münzpräge- 
kosten, Ergänzungszuweisungen an leistungs- 
schwache Länder (nur 1973) u. a. m. 

1 634,3 

1 616,4 

865 

1 075 

1 310 

5.15 Globale Mehrausgabe 

— 

— 

550 

2 800 

4 650 
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Tabelle 4 

Stand: 17. Februar 1973 


Ausgabebedarf nach volkswirtschaftlichen Arten 

Die Gliederung der Ausgaben des Bundes nach volkswirtschaftlichen Arten 
orientiert sich an der Systematik des Staatskontos der volkswirtschaftlichen Ge- 
samtrechnung. Die Gliederung erfolgt auf der Grundlage des Gruppierungsplans 
(vgl. „Die neue Haushaltssystematik", Finanzbericht 1969, S. 210 ff.), nach dem 
jeder einzelne Haushaltsansatz einer bestimmten ökonomischen Kategorie zuzu- 
ordnen ist. Die Gliederung nach volkswirtschaftlichen Arten deckt sich aller- 
dings nicht vollständig mit dem Staatskonto der volkswirtschaftlichen Gesamt- 
rechnung, da dieses teilweise Gesichtspunkten Rechnung tragen muß, denen eine 
auf Haushaltszahlen basierende Einteilung nicht in allen Fällen folgen kann. Sie 
ist jedoch soweit dem Staatskonto der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung an- 
geglichen, daß sie einer gesamtwirtschaftlichen Beurteilung der Bundesfinanzen 
zugrunde gelegt werden kann. 
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Ausgabearten 

1972 | 

1973 

1974 

| 1975 | 

1976 

— in Millionen DM — 

— 

in Mrd. DM *) 

— 

I. Laufende Rechnung 

1. Personalausgaben 

18 956 

21 436 

23,47 

25,14 

27,04 

11 Aktivitätsbezüge 

14 180 

15 930 

17,41 

18,65 

20,01 

12 Versorgung 

4 776 

5 506 

6,06 

6,49 

7,03 

2. Laufender Sachaufwand 

16 515 

18 388 

19,69 

20,96 

22,26 

21 Unterhaltung des unbeweglichen Ver- 
mögens 

913 

1 014 

1,08 

1,16 

1,26 

22 Militärische Beschaffungen, Anlagen usw. 

9 029 

9 995 

10,65 

11,34 

11,94 

23 Sonstiger laufender Sachaufwand 

6 574 

7 378 

7,96 

8,46 

9,06 

3. Zinsausgaben 

2 595 

3 160 

3,61 

4,12 

4,72 

31 An Verwaltungen 

0 

0 

— 

— 

— 

32 An andere Bereiche 

2 595 

3 160 

3,61 

4,12 

4,72 

Sozialversicherung 

224 

291 

0,28 

0,26 

0,25 

Sonstige 

2 371 

2 869 

3,34 

3,86 

4,48 

4. Laufende Zuweisungen und Zuschüsse 

50 853 

54 612 

59,28 

62,76 

67,65 

41 An Verwaltungen 

10 654 

11 923 

11,83 

12,56 

13,44 

Länder 

8 800 

9 723 

9,47 

10,09 

10,84 

Gemeinden 

1 394 

1 576 

1,70 

1,79 

1,89 

LAF 

246 

350 

0,35 

0,34 

0,34 

ERP 

24 

24 

0,02 

0,02 

0,02 

öffa 

190 

251 

0,29 

0,32 

0,35 

42 An andere Bereiche 

40 199 

42 688 

47,45 

50,20 

54,20 

an Unternehmen 

8 232 

8 811 

8,27 

8,66 

9,07 

an öffentliche Unternehmen, soweit nicht 
durch den laufenden Betrieb bedingt .... 

1 548 

1 596 

1,65 

1,68 

1,73 

Renten, Unterstützungen u. ä. an natür- 
liche Personen 

11 307 

11 955 

12,82 

13,92 

15,07 

Sozialversicherung 

14 730 

15 415 

20,15 

22,53 

24,87 

an private Institutionen ohne Erwerbs- 
charakter 

452 

362 

0,38 

0,39 

0,40 

an Ausland 

3 931 

4 549 

4,19 

3,01 

3,06 

Summe laufende Ausgaben 

88 920 

97 595 

106,06 

112,99 

121,67 


*) Differenzen durch Runden der Zahlen 
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Ausgabearten 

1972 | 

1973 

1974 

| 1975 | 

1976 

— in Millionen DM — 

— 

in Mrd. DM *) 

— 

II. Kapitalrechnung 






1. Sachinvestitionen 

6 040 

6 128 

6,37 

6,86 

7,00 

11 Baumaßnahmen 

4 756 

4 739 

4,99 

5,49 

5,74 

12 Erwerb von beweglichen Sachen 

484 

630 

0,69 

0,69 

0,57 

13 Grunderwerb 

800 

758 

0,69 

0,69 

0,69 

2. Vermögensübertragungen 

11 062 

12 631 

13,36 

14,47 

15,66 

21 Zuweisungen und Zuschüsse für Investi- 






tionen 

9 362 

9 888 

10,27 

10,88 

11,57 

211 An Verwaltungen 

5 960 

7 168 

7,34 

7,89 

8,41 

Länder 

5 586 

6 851 

7,06 

7,58 

8,09 

Gemeinden 

374 

317 

0,29 

0,31 

0,32 

212 An andere Bereiche 

3 402 

2 719 

2,93 

2,99 

3,17 

Inland 

3 141 

2 485 

2,64 

2,69 

2,87 

Ausland 

260 

234 

0,29 

0,30 

0,30 

22 Sonstige Vermögensübertragungen 

1 701 

2 743 

3,09 

3,59 

4,09 

221 An Verwaltungen 

291 

377 

0,41 

0,34 

0,35 

Länder 

158 

177 

0,17 

0,18 

0,18 

Gemeinden 

— 

— 

— 

— • 

— 

öffa 

133 

200 

0,24 

0,17 

0,17 

222 An andere Bereiche 

1 409 

2 366 

2,68 

3,25 

3,73 

Unternehmen — Inland — . . 

137 

397 

0,47 

0,64 

0,54 

Sonstige — Inland — 

1 273 

1 969 

2,21 

2,61 

3,19 

3. Darlehensgewährung, Erwerb von Beteili- 






gungen 

3 706 

4 036 

4,26 

4,59 

4,81 

31 Darlehensgewährung 

3 069 

3 479 

3,66 

3,91 

4,09 

311 An Verwaltungen 

985 

1 070 

1,14 

1,19 

1,13 

Länder 

973 

1 056 

1,12 

1,17 

1,11 

Gemeinden 

12 

14 

0,02 

0,02 

0,02 

312 An andere Bereiche 

2 084 

2 408 

2,52 

2,72 

2,96 

Inland 

968 

1 136 

1,15 

1,19 

1,21 

Ausland 

1 116 

1 272 

1,37 

1,53 

1,75 

32 Erwerb von Beteiligungen, Kapitalein- 






lagen 

638 

557 

0,60 

0,68 

0,73 

Inland 

371 

129 

0,15 

0,24 

0,28 

Ausland 

267 

428 

0,46 

0,44 

0,45 

4. Darlehensrückzahlung an Gebietskörper- 






schaften — einschließlich LAF, ERP — .... 

1 

0 

— 

— 

— 

Summe Ausgaben der Kapitalrechnung 

20 810 

22 795 

23 r 99 

25,91 

27,48 

III. Globalansätze 

— 

— 

Ö r 55 

2,80 

4,65 

IV. Ausgaben zusammen 

109 729*) 

120 390 

130,60 

141,70 

153,80 


A ) Differenzen durch Runden der Zahlen 

2 ) ohne Saldo durchlaufender Mittel (28 Millionen DM) 
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Anhang 


Annahmen über die mittelfristige gesamtwirtschaftliche Entwicklung 


1. Die mittelfristige Zielprojektion der Bundesre- 
gierung bis zum Jahre 1976, deren erste Ergeb- 
nisse im Jahreswirtschaftsbericht 1972 veröffent- 
licht wurden, ist Anfang 1973 für Zwecke der 
mehrjährigen Finanzplanung überprüft und an- 
gepaßt worden. Dabei ergab sich als Besonder- 
heit, daß das erste Jahr der Projektionsperiode 
bereits abgelaufen ist. Für das Jahr 1973 hat 
die Bundesregierung ihre Vorstellungen im Jah- 
reswirtschaftsbericht 1973 dargelegt, wobei im 
Vordergrund die Eindämmung des Preisauftriebs 
steht. Bei einem realen Wachstum des BSP von 
4 % bis 5 % soll der Anstieg des gesamtwirt- 
schaftlichen Preisniveaus im Jahresdurchschnitt 
1973 auf 5% bis 5 V 2 % zurückgeführt werden 
(1972: 6,2%). Die Jahresprojektion 1973 bildet 
den Hintergrund auch für den Bundeshaushalt 
dieses Jahres. Der Zeitraum der mehrjährigen 
Finanzplanung verkürzt sich damit auf die Zeit- 
spanne 1974/76. Dem muß die mittelfristige Ziel- 
projektion der Bundesregierung Rechnung tra- 
gen. 

Die Bundesregierung strebt nunmehr für die 
Jahre 1974/76 folgende Größenordnungen bei 
den großen wirtschaftspolitischen Zielen an, bzw. 
hält sie bei einigen Zielen folgende Entwicklun- 
gen für unvermeidbar: 

a) Hoher Stand der Beschäftigung: Eine jahres- 
durchschnittliche Arbeitsquote (Anteil der Ar- 
beitslosen an der Zahl der abhängigen Er- 
werbspersonen) von 0,7% bis 1,2%. 

b) Preisstabilität: Eine jahresdurchschnittliche 
Zuwachsrate des Preisniveaus der Inlands- 
nachfrage von 3 % bis 4 %. 

c) Außenwirtschaftliches Gleichgewicht: Einen 
Anteil des Außenbeitrags am Bruttosozial- 
produkt von 1,5 % bis 2 %. 

d) Angemessenes Wirtschaftswachstum: Eine 
jahresdurchschnittliche Zuwachsrate des rea- 
len -Bruttosozialprodukts von 4% bis 4 V 2 %. 

2. Aus den Eckwerten für das reale Wachstum und 
die durchschnittliche jährliche Preissteigerung 
der Inlandsnachfrage resultiert im Zeitraum 
1974/76 ein durchschnittliches nominales Wachs- 
tum des BSP von rd. 8 %. 


3. Ein vorrangiges Anliegen der Bundesregierung 
ist — wie die genannten Zielgrößen erkennen 
lassen — die Überwindung des starken Preisauf- 
triebs der letzten Jahre. Der Erfolg dieser Poli- 
tik wird zwar in der Preisrate für das laufende 
Jahr nur andeutungsweise sichtbar werden, weil 
der Preisüberhang aus dem Vorjahr 1973 ganz 
erheblich ist. Im Durchschnitt der Jahre 1974/76 
dürften dann aber die Voraussetzungen geschaf- 
fen sein, den Preisanstieg auf 3 bis 4 % zurück- 
zuführen. Dies dürfte ohne nennenswerte Be- 
einträchtigung der übrigen Ziele des Gesetzes 
zur Förderung der Stabilität und des Wachstums 
der Wirtschaft möglich sein, wenn sich Unterneh- 
mer und Gewerkschaften in ihrer Preis- und 
Lohnpolitik dem wirtschaftspolitischen Kurs von 
Bundesregierung und Bundesbank anschließen. 
Unter dieser Bedingung könnte im Jahresdurch- 
schnitt 1974/76 ein reales Wirtschaftswachstum 
von 4 % bis 4 V 2 % erreicht werden — das ent- 
spräche in etwa der zu erwartenden Ausweitung 
des Produktionspotentials — und am Arbeits- 
markt wäre die Lage durch einen durchschnitt- 
lich hohen Beschäftigungsstand gekennzeichnet. 

4. In der Projektion wird berücksichtigt, daß die 
Bundesregierung weiterhin bestrebt ist, das An- 
gebot an öffentlichen Leistungen mittelfristig über- 
proportional zu erhöhen. Damit soll erreicht wer- 
den, daß ein ausgewogenes Verhältnis zwischen 
kollektiver Bedürfnisbefriedigung einerseits und 
Bedürfnisbefriedigung über die privatwirtschaft- 
lich bereitgestellten Güter und Dienste anderer- 
seits hergestellt wird. Der private Verbrauch soll 
unterproportional, nichtsdestoweniger aber merk- 
lich zunehmen. Hierzu dürfte allein schon eine 
hohe und wachsende Sparneigung der privaten 
Haushalte beitragen. Der Anteil des privaten 
Verbrauchs am Bruttosozialprodukt würde nach 
den Ergebnissen der mittelfristigen Zielprojek- 
tion im Endjahr des Produktionszeitraums bei 
rd. 53 % liegen, der des Staatsverbrauchs bei 
18V2%. Das Wachstum der Anlageinvestitio- 
nen in jeweiligen Preisen würde das des Brutto- 
sozialprodukts leicht übertreffen; real würde dies 
annähernd Parallelität zum realen Wachstum des 
Bruttosozialprodukts bedeuten. Für den Außen- 
beitrag wurde in der Zielprojektion ein Anteil 
am BSP in jeweiligen Preisen von 1,6% ange- 
setzt; bei dieser Größenordnung dürfte in etwa 
außenwirtschaftliches Gleichgewicht bestehen. 
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Drucksache 7/370 


Deutscher Bundestag — 7. Wahl periode 


Erwerbstätige und Produktivität 


Jahr 

Erwerbs- 

tätige 

Beschäf- 

tigte 

Arbeit- 

nehmer 

Arbeits- 

zeit 

Produktivität 

Bruttosozialprodukt 

Deflatio- 

nierungs- 

faktor 

je Erwerbs- 
tätigen 

je Erwerbs- 
tätigen- 
stunde 

in Preisen 
von 1971 

in 

jeweiligen 

Preisen 

in 1000 

Mrd. DM 

1966 

27 082 

21 870 




603,4 

490,7 

, 

1971 

27 173 

22 583 




758,9 

758,9 

• 

1972 ») 

26 954 

22 515 




781,1 

828,5 


1973 2 ) 

26 964 

22 665 




818,1 

914,2 

• 

1976 

26 918 

22 769 




929,4 

1 154,8 




Jahres durchschnittliche Veränderungen in °/o 



1971/66 

0,1 

0,6 

-0,7 

4,6 

5,3 

4,7 

9,1 

4,2 

1972/71 4 ) 

- 0,8 

- 0,3 

- 0,3 

3,8 

4,1 

2,9 

9,2 

6,1 

1973/72 2 ) 

+ 0 

0,7 

0 

4,7 

4,7 

4,7 

10,3 

5,3 

1976/73 

- 0,1 

0,2 

- 0,7 

4,4 

5,1 

4,3 

8,1 

3,6 


*) erste vorläufige Ergebnisse 
2 ) Jahresprojektion der Bundesregierung 


Verwendung des Bruttosozialprodukts zu Marktpreisen 

(in jeweiligen Preisen) 


Jahr 

Bruttosozial- 

produkt 

Privater 

Verbrauch 

Staats- 

verbrauch 

Bruttoinvestitionen 

Außen- 

beitrag 

insgesamt 

Anlagen 

Vorrats- 

veränderung 




Mrd. DM 




1966 

490,7 

277,9 

76,5 

129,9 

126,3 

+ 3,6 

+ 6,5 

1971 

758,9 

409,6 

130,7 

208,4 

203,1 

+ 5,3 

+ 10,2 

1972 ') 

828,5 

448,5 

147,1 

219,6 

214,5 

+ 5,1 

+ 13,3 

1973 2 ) 

914,2 

489,5 

164,5 

246,6 

235,5 

+ 11,1 

+ 13,6 

1976 

1 154,8 

613,2 

212,5 

310,6 

299,1 

+ 11,5 

+ 18,5 




Anteile am BSP in °/o 




1966 

100 

56,6 

15,6 

26,5 

25,7 

0,7 

1,3 

1971 

100 

54,0 

17,2 

27,5 

26,8 

0,7 

1,3 

1972 >) 

100 

54,1 

17,8 

26,5 

25,9 

0,6 

1,6 

1973 2 ) 

100 

53,5 

18,0 

27,0 

25,8 

1,2 

1,5 

1976 

100 

53,1 

18,4 

26,9 

25,9 

1,0 

1,6 



Jahres durchschnittliche Veränderungen in °/o 



1971/66 

9,1 

8,0 

11,3 

10,0 

9,9 

• 


1972/71 !) 

9,2 

9,5 

12,6 

5,4 

5,6 

■ 

• 

1973/72 2 ) 

10,3 

9,1 

11,8 

12,3 

9,8 



1976/73 

8,1 

7,8 

8,9 

8,0 

8,3 


• 


*) erste vorläufige Ergebnisse 
2 ) Jahresprojektion der Bundesregierung 
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